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Ergebnis der erstmals nach neuem Kommunalwahlrecht mit offenen Listen durchgeführten Wahlen sind starke Gewinne für die
CDU, leichte Zunahmen für SPD und F.D.P., Stimmenverluste für die GRÜNEN und regelrechte Einbrüche bei den REPUBLIKANERN.
Der CDU war es trotz Schwarzgeldskandal besser gelungen ihre Wählerschaft zu mobilisieren als der SPD, und sie wurde mit ei-
nem knappen Vorsprung stärkste kommunalpolitische Kraft. Die Wahlbeteiligung nahm weiter stark ab, und nur noch 53 % der
wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürger gaben ihre Stimme ab.

Vorbemerkungen

Unter dem Begriff Kommunalwahlen sind mehrere Einzel-
wahlen zu unterschiedlichen Vertretungen im kommunalen
Bereich zusammengefasst. Am 18. März 2001 fanden die
Gemeindewahlen, die Kreiswahlen und — soweit in den
Städten und Gemeinden Ortsbeiräte gebildet wurden — die
Ortsbeiratswahlen statt. Außerdem gab es an diesem Tag
30 Direktwahlen. Das so genannte Kommunalwahler-
gebnis für Hessen beinhaltet das zusammengefasste Ergeb-
nis der Kreistagswahlen in den 21 Landkreisen und der Ge-
meindewahlen bzw. Stadtverordnetenwahlen in den fünf
kreisfreien Städten. In diesem Beitrag werden zunächst die
Gemeindewahlergebnisse in den kreisfreien Städten und die
Kreiswahlergebnisse betrachtet. Über die Gemeindewahlen
in den kreisangehörigen Städten und Gemeinden wird in ei-
nem späteren Beitrag berichtet.

Die Kommunalwahlen am 18. März wurden erstmals auf der
Grundlage des neuen Kommunalwahlrechts durchge-
führt, das am 5. Januar 2000 mit dem „Gesetz zur Stärkung
der Bürgerbeteiligung und der kommunalen Selbstverwal-
tung“ in Kraft getreten ist. Das neue Kommunalwahlrecht ist
ein personalisiertes Verhältniswahlrecht. Jeder Wähler
erhält so viele Stimmen, wie Vertreter in das Kommunalpar-
lament zu wählen sind. Man kann die Stimmen beliebig auf
mehrere Listen verteilen (panaschieren), einem Kandidaten
bis zu drei Stimmen geben (kumulieren), Kandidaten strei-
chen oder auch einen Wahlvorschlag unverändert anneh-
men. Mit den größeren Entscheidungsmöglichkeiten in Be-
zug auf die Listenplazierung der Kandidaten erhält der Wäh-

ler einen größeren Einfluss auf die Zusammensetzung der
kommunalen Parlamente als dies bei der reinen Listenwahl
möglich ist. Weitere Kernpunkte der Wahlrechtsnovelle sind:
der Wegfall der Sperrklausel, die Verlängerung der
Wahlperiode von vier auf fünf Jahre, die fakultative Mög-
lichkeit zur Verkleinerung der Gemeindevertretungen
und der Kreistage sowie die Anhebung des Wahlalters
von 16 auf 18 Jahre.

Akzeptanz des neuen Wahlrechts

Erste Auswertungen1) ergaben, dass bei der Wahl der Kreis-
tagsabgeordneten 37 %, und bei der Wahl der Stadtverord-
neten 45 % der Wähler kumulierten, panaschierten oder Be-
werber strichen. Dass die Möglichkeiten des neuen Wahl-
rechts bei der Wahl der Stadtverordneten stärker genutzt
wurden als bei der Wahl der Kreistagsabgeordneten, hängt
mit der Überschaubarkeit des Wahlgebietes und dem Be-
kanntheitsgrad der Kandidatinnen und Kandidaten zusam-
men. So ist auch bei der Wahl der Gemeindevertreter in den
kreisangehörigen Kommunen der Anteil der veränderten
Stimmzettel in kleinen Gemeinden deutlich höher als in gro-
ßen, weil sie überschaubarer und weniger anonym sind.

Hauptergebnisse der Kommunalwahl 2001

Bei den Kreistagswahlen und den Gemeindewahlen in den
kreisfreien Städten waren knapp 4,5 Mill. Bürgerinnen und
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Die Kommunalwahlen in Hessen am 18. März 2001

Kommunalwahlergebnisse seit 1989

Jahr
Wahl-

berech-
tigte

Wähler

Wahl-
beteili-
gung
in %

Ungül-
tige

Stimm-
zettel
in %

Gültige
Stimmen1)

Von 100 gültigen Stimmen entfielen auf

CDU SPD GRÜNE F.D.P. REP PDS

sons-
tige
Par-

teien

Wäh-
ler-

grup-
pen

1989 4 194 001 3 273 187 78,0 2,4 3 194 550 34,3 44,8 9,1 4,8 0,7 — 2,8 3,4

1993 4 270 703 3 044 229 71,3 3,2 2 946 644 32,0 36,4 11,0 5,1 8,3 — 1,5 5,7

1997 4 425 013 2 921 211 66,0 2,7 2 842 626 33,0 38,0 11,0 4,0 6,6 0,3 1,3 5,9

2001 4 498 672 2 379 281 52,9 4,2 171 027 637 38,4 38,2 9,3 5,2 2,5 0,4 0,4 5,7

1) Neues Kommunalwahlrecht (2001): Jeder Wähler hat so viele Stimmen zur Verfügung, wie Abgeordnete in das jeweilige Parlament zu wählen sind.

1) Weitere Ergebnisse bezüglich des Wahlverhaltens und der Auswirkungen
des neuen Wahlsystems auf die Zusammensetzung der Vertretungsorgane fol-
gen in einem späteren Beitrag.
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Bürger wahlberechtigt. Das waren rund 74 000 oder 1,7 %
mehr als 1997. Die CDU konnte landesweit mit 38,4 % ihr
Ergebnis von 1997 um mehr als 5 Prozentpunkte übertref-
fen. Mit einem knappen Vorsprung von 0,2 Prozentpunkten
wurde sie stärkste Partei. Die SPD gewann nur geringfügig
hinzu und büßte mit 38,2 % ihre Vormachtstellung ein. Die
GRÜNEN verloren 1,7 Prozentpunkte und erhielten landes-
weit 9,3 % der gültigen Stimmen. Der F.D.P. gelang es, das
Ergebnis von 1997 um mehr als einen Prozentpunkt auf
5,2 % zu verbessern. Der Stimmenanteil der REPUBLIKANER
schrumpfte um 4,1 Prozentpunkte auf 2,5 %. Wählergrup-
pen verloren geringfügig und erhielten 5,7 % der gültigen
Stimmen.

Nichtwähler und ungültige Stimmen

Mit einem Rückgang von 13 Prozentpunkten erreichte die
Wahlbeteiligung mit knapp 53 % einen neuen histori-
schen Tiefstand bei den Kommunalwahlen. Das Phäno-
men der fast stetigen Zunahme der Wahlenthaltung ist in
der Bundesrepublik schon seit Beginn der Achtzigerjahre
auf allen Ebenen zu beobachten. Eine zunehmende Wahl-
abstinenz war daher zu erwarten, dennoch überraschte
das Ausmaß. Das neue Wahlsystem, die Schwarzgeldaffä-
re der CDU und Politikverdrossenheit wurden als Gründe
genannt. Meinungsforschungsinstitute führten die hohe
Wahlenthaltung weniger auf das neue Wahlsystem oder
eine politische Protesthaltung zurück, sondern eher auf
eine allgemeine, gesellschaftspolitische Gleichgültigkeit.
Eine weitere Ursache für die wachsende Wahlabstinenz
könnte sein, dass die Wahlteilnahme immer weniger als
Bürgerpflicht gesehen wird. Jahrzehntelang war diese so-
ziale Norm charakteristisch für die politische Kultur der
Bundesrepublik und trug zu der im internationalen Ver-
gleich enorm hohen Wahlbeteiligung entscheidend bei2).
Daher ist die zunehmende Wahlabstinenz sicher in Teilen
ein Krisensymptom, sie ist aber, nach Auffassung der
Wahlforscher, auch zu einem großen Teil als Anpassungs-
prozess an die Wahlbeteiligungsquoten anderer Demo-
kratien zu werten und Ausdruck einer „Normalisierung“
im internationalen Vergleich. (Siehe auch Schaubild auf
Seite 185.)

Starker Anstieg der Zahl der ungültigen Stimmzettel

Die Zahl der ungültigen Stimmzettel nahm relativ stark um
1,5 Prozentpunkte auf 4,2 % zu. Da das neue Kommunal-
wahlgesetz so ausgestaltet ist, dass ein Stimmzettel nur un-
gültig ist, wenn mehrere Listen angekreuzt und keine Kandi-
datenkreuze gemacht wurden, konnten die Wählerinnen
und Wähler nicht viel falsch machen. Daher ist zu vermuten,

dass viele nicht irrtümlich ungültig wählten, sondern aus Pro-
test ungültige Stimmzettel abgaben. Eine von der Stadt
Frankfurt am Main durchgeführte Auswertung der ungülti-
gen Stimmzettel bestätigt diese Einschätzung3). Von insge-
samt gut 9600 ungültigen Stimmzetteln war nur jeder fünfte
wirklich fehlerhaft und hatte in der Regel mehr als ein Partei-
enkreuz (ohne Personenstimme). Die übrigen Stimmzettel
waren zumeist ungültig, weil sie leer abgegeben wurden,
und einige wenige waren ungültig, weil sie mit expliziten Un-
mutsäußerungen versehen waren.

Wählermobilisierung und Stimmenanteile der Parteien

Die Entscheidung, nicht zu wählen oder anders zu votieren
als bei dem vorherigen Urnengang, hängt wesentlich da-
von ab, ob und wie stark sich der Wahlberechtigte mit ei-
ner Partei identifiziert. Zunehmende Wahlabstinenz be-
deutet daher auch, dass es den Parteien immer weniger
gelingt, ihre Wähler an sich zu binden. Unzufriedene
Stammwähler neigen eher dazu als parteipolitisch unge-
bundene, aus Protest nicht zu wählen, als ihre Stimme ei-
ner anderen Partei zu geben. Parteipolitisch ungebundene
Bürger sind eher bereit, ihre Verärgerung nicht nur durch
Wahlabstinenz zu zeigen, sondern auch in der Wahl einer
Protestpartei zu artikulieren4).

Die Betrachtung der absoluten Stimmenzahlen gibt Hinwei-
se, wie gut oder wie schlecht die Parteien ihre Anhänger mo-
bilisieren konnten. Ein direkter Vergleich ist infolge des neu-
en Wahlsystems nicht möglich, da Wählerinnen und Wähler
nicht nur eine, sondern, entsprechend der Größe des Kom-
munalparlaments, bis zu 93 Stimmen zu vergeben hatten.
Um die Stimmen dieser Wahl mit früheren Wahlen verglei-
chen zu können, wurden die Stimmen gewichtet (Berech-
nungsmodus: Gültige Stimmzettel x Stimmen je Partei / Gül-
tige Stimmen insgesamt).

Rechnet man zu den Nichtwählern die ungültigen Stimmen
hinzu, so konnten die angetretenen Parteien und Wähler-
gruppen bei den Kommunalwahlen 2001 lediglich die Hälfte
des gesamten Stimmenpotenzials ausschöpfen. Nur der
F.D.P. gelang es, mehr Wähler für sich zu gewinnen als bei
der Kommunalwahl 1997, alle anderen Parteien haben Wäh-
ler verloren. CDU und SPD wurden nur noch von jeweils
knapp jedem fünften Wahlberechtigten gewählt. Die Christ-
demokraten verloren gegenüber der Kommunalwahl 1997
rund 64 000 Stimmen und schöpften ihr Wählerpotenzial im
Vergleich zu 1997 nur zu 93 % aus. Noch größere Mobilisie-
rungsschwächen zeigte die SPD, die mit einem Verlust von
gut 210 000 Stimmen nur 80 % ihrer Wählerschaft von 1997
für sich gewinnen konnte. Ihr war es vor vier Jahren als einzi-
ger Partei gelungen, ihre Stimmenzahl zu erhöhen. Auch die
Bindungskraft der GRÜNEN nahm deutlich ab. Sie verloren
im Vergleich zur vorangegangenen Kommunalwahl rund
101 000 Stimmen oder ein Drittel ihrer bisherigen Anhänger
und wurden nur noch von rund 5 % aller Wahlberechtigten

2) Vgl.: Wahlenthaltung als Form des Wahlverhaltens; Ergebnisse einer empiri-
schen Untersuchung am Beispiel der Bundestagswahl 1990; Statistischer Infor-
mationsdienst Beiträge aus Statistik und Stadtforschung Sonderheft 1/1994,
Statistisches Amt Stuttgart 1994, S.31.
3) Vgl.: Kommunalwahlen 2001 in Frankfurt am Main; Frankfurter Wahlanaly-
sen Heft 23 April 2001, S.21.
4) Vgl.: Wahlenthaltung als Form des Wahlverhaltens; a.a.O., S. 28.



gewählt. Lediglich die F.D.P. erhielt mehr Stimmen als vor vier
Jahren. Die Liberalen konnten bei dieser Wahl rund 3 % der
Wahlberechtigten an sich binden, 5000 mehr als 1997, als
sie mit einem Verlust von 38 000 Stimmen nur drei Viertel ih-
res bisherigen Wählerpotenzials ausschöpften.

Gemeindewahlen in den kreisfreien Städten

Wahlbeteiligung nur noch bei 46 %

Der Trend zur Wahlenthaltung war in den Großstädten wie-
der deutlich stärker als in ländlichen Regionen. Die Partizipa-
tionsquote der 937 000 Wahlberechtigten in den fünf kreis-
freien Städten fiel um rund 15 Prozentpunkte auf nur noch
gut 46 %. In der nordhessischen Metropole Kassel war die
Abnahme mit knapp 18 Prozentpunkten am größten, in
Darmstadt mit gut 11 Prozentpunkten am geringsten. In
Darmstadt wurde mit knapp 50 % auch die höchste Wahlbe-
teiligung erreicht, in Offenbach am Main mit lediglich 40 %
die niedrigste.

Stimmenanteile

Die CDU erreichte in den kreisfreien Städten knapp 37 % der
gültigen Stimmen. Mit einem Zuwachs von rund 3 Prozent-
punkten konnte sie ihren Stimmenvorsprung zur SPD auf
knapp 4 Prozentpunkte ausweiten. In Kassel, Wiesbaden
und Frankfurt am Main legten die Christdemokraten jeweils
gut 2 Prozentpunkte zu. In der hessischen Finanzmetropole
erzielten sie mit rund 39 % ihr bestes Ergebnis und bauten
ihre Position als stärkste Partei weiter aus. In Wiesbaden lös-
te die CDU die SPD mit fast 37 % der Stimmen als stärkste
Fraktion ab. In Kassel verfehlte sie dieses Ziel mit einem An-
teil von gut 35 % nur knapp. Auch in Darmstadt kam es zu
einem Kopf-an-Kopf-Rennen. Mit einem Zugewinn von

4,0 Prozentpunkten überrundete die CDU die SPD mit einem
Vorsprung von knapp 400 Stimmen. In Offenbach am Main
gewannen die Christdemokraten mit einem Plus von 5,0 Pro-
zentpunkten am meisten hinzu, erzielten dort aber dennoch
mit gut 32 % ihr schlechtestes Ergebnis.

Die SPD konnte ihren Stimmenanteil lediglich um durch-
schnittlich 0,2 Prozentpunkte auf 33,0 % verbessern. Im
Gegensatz zur CDU, die in allen kreisfreien Städten zuleg-
te, verbuchten die Sozialdemokraten nur in Offenbach am
Main und in Frankfurt am Main Stimmengewinne. In Of-
fenbach am Main konnten sie an den Erfolg der 97er-Wahl
anknüpfen (+ 7,0 Prozentpunkte) und ihr bisheriges Er-
gebnis um weitere gut 3 Prozentpunkte erhöhen. Mit rund
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Gemeindewahlen in den kreisfreien Städten am 18. März 2001 und am 2. März 1997

Kreisfreie Stadt
Wahl-
jahr

Wahl-
berech-

tigte
Wähler

Wahl-
beteili-
gung
in %

Ungül-
tige

Stimm-
zettel
in %

Gültige
Stimmen1)

Von 100 gültigen Stimmen entfielen auf

CDU SPD GRÜNE F.D.P. REP PDS

sons-
tige
Par-

teien2)

Wäh-
ler-

grup-
pen

Darmstadt 2001 101 547 50 267 49,5 2,4 3 354 561 34,2 33,5 16,4 6,5 — — 1,3 8,1
1997 102 180 62 226 60,9 2,3 60 767 30,3 33,5 20,3 4,9 — — 5,8 5,2

Frankfurt am Main 2001 419 897 192 918 45,9 5,0 16 464 790 38,5 30,5 14,1 4,6 2,7 2,3 0,7 6,6
1997 419 133 253 393 60,5 1,8 248 815 36,3 29,2 16,9 5,6 6,2 1,6 2,2 2,1

Offenbach am Main 2001 77 560 30 995 40,0 3,6 1 992 960 32,2 39,5 9,9 6,5 5,1 2,8 0,5 3,4
1997 78 118 44 623 57,1 3,0 43 280 27,2 36,2 11,2 6,4 10,8 2,3 — 5,8

Wiesbaden 2001 197 458 93 137 47,2 3,4 7 028 367 36,5 34,7 10,2 12,0 4,9 — — 1,7
1997 195 760 116 277 59,4 1,6 114 408 34,2 36,4 13,5 4,3 9,9 — 1,6 —

Kassel 2001 140 757 65 035 46,2 2,8 4 290 946 35,4 36,0 16,8 5,1 — — — 6,6
1997 145 139 92 608 63,8 1,7 91 039 33,0 36,0 15,6 3,3 4,6 1,4 3,4 2,7

I n s g e s a m t 2001 937 219 432 352 46,1 3,9 33 131 624 36,9 33,0 13,6 6,6 2,7 1,3 0,5 5,5
1997 940 330 569 127 60,5 1,9 558 309 34,0 32,8 15,9 4,9 6,4 1,1 2,5 2,4

1) Neues Kommunalwahlrecht (2001): Jeder Wähler hat so viele Stimmen zur Verfügung, wie Stadtverordnete in das jeweilige Stadtverordnetenpar-
lament zu wählen sind. — 2) 2001: DIE FRAUEN, Die Tierschutzpartei, DMP, ödp; 1997: DIE FRAUEN, DKP, NATURGESETZ, NPD, ÖDP, PBC, Rentner,
STATT Partei.

Mehrheit der Stimmen von CDU oder SPD bei den
Kommunalwahlen 2001 in den Verwaltungsbezirken

HSL 39/01

SPD

CDU

CDU bisher SPD

Von CDU zur SPD
gab es 2001
keinen Wechsel.



40 % erzielten sie dort ihr bestes Ergebnis. In Frankfurt am
Main gewannen die Sozialdemokraten gut einen Prozent-
punkt hinzu, erreichten hier aber mit knapp 31 % ihr
schlechtestes Ergebnis. In der traditionellen SPD-Hoch-
burg Kassel war es vor zwei Jahren zu einem Bruch der
rot-grünen Koalition und einer „Kooperation“ von CDU
und SPD gekommen. Während es den Christdemokraten
gelang, ihren Stimmenanteil gegenüber 1997 zu erhöhen,
erzielte die SPD lediglich ein gleich hohes Ergebnis wie vor
vier Jahren, sodass sich ihr Vorsprung gegenüber der CDU
auf nur noch gut 300 Stimmen reduzierte. In Darmstadt
blieb es für die SPD ebenfalls beim Ergebnis von 1997,
wobei sie der CDU mit 33,5 % um 0,7 Prozentpunkte
unterlag. In Wiesbaden verlor sie knapp 2 Prozentpunkte
und büßte auch dort mit einem Stimmenanteil von rund
35 % die relative Mehrheit ein. Ihr Koalitionspartner, die
GRÜNEN, verbuchten ebenfalls Verluste, so dass es in der
Landeshauptstadt zu einem Machtwechsel kam.

Der Stimmenanteil der GRÜNEN nahm in den kreisfreien
Städten durchschnittlich um gut 2 Prozentpunkte auf rund
14 % ab. Ihre Verluste reichten von gut einem Prozentpunkt
in Offenbach am Main bis zu knapp 4 Prozentpunkten in
Darmstadt. Hinzugewonnen haben die GRÜNEN nur in Kas-
sel. Mit einem Stimmenzuwachs von gut einem Prozent-
punkt erzielten sie dort mit rund 17 % ihr bestes Ergebnis.
Den geringsten Stimmenanteil erhielten die GRÜNEN wieder
in Offenbach am Main mit knapp 10 %.

Die F.D.P. erhöhte ihren Stimmenanteil um rund 2 Prozent-
punkte und errang knapp 7 % der gültigen Stimmen. Vor
vier Jahren hatten die Liberalen in den kreisfreien Städten
große Einbußen erlitten und waren in Wiesbaden, Kassel
und Darmstadt an der 5%-Hürde gescheitert. In Wiesba-
den gelang es der F.D.P., ihren Stimmenanteil um knapp
8 Prozentpunkte auf 12,0 % zu steigern. In der Landes-
hauptstadt hatten die Liberalen eine Wahlkampagne ge-
gen die Stadtbahn geführt, ein Verkehrsprojekt, das von
SPD, GRÜNEN und CDU unterstützt und von Liberalen so-
wie REPUBLIKANERN abgelehnt wird. In Darmstadt erziel-
te die F.D.P. 6,5 % und in Kassel 5,1 % der Stimmen. In bei-
den Kommunen gewann sie jeweils rund 2 Prozentpunkte
hinzu und konnte damit ihre Verluste von 1997 zum Teil
wettmachen. In Offenbach am Main verbesserten die Libe-
ralen ihr Ergebnis geringfügig auf 6,5 % der Stimmen. In
Frankfurt am Main verloren sie einen Prozentpunkt und er-
zielten mit 4,6 % ihr schlechtestes Ergebnis. Bei der Kom-
munalwahl 1997 waren sie dort mit 6,2 % nach 16 Jahren
wieder in den Frankfurter Römer eingezogen. Ohne Ab-
schaffung der 5%-Hürde hätten die Liberalen den Einzug
wieder verfehlt.

Der Stimmenanteil der REPUBLIKANER ist gegenüber 1997
um rund 4 Prozentpunkte auf 2,7 % gesunken. Sie waren
nur noch in Frankfurt am Main, Offenbach am Main und
Wiesbaden angetreten und haben dort zwischen knapp 4
und rund 6 Prozentpunkte verloren. In Frankfurt am Main er-
rangen die REPUBLIKANER 2,7 %, in Wiesbaden und Offen-

bach am Main rund bzw. gut 5 %. Ohne Wegfall der
5%-Hürde wären sie nur noch im Offenbacher Stadtparla-
ment vertreten.

Die übrigen Parteien (PDS und „sonstige Parteien“) verlo-
ren in den kreisfreien Städten rund zwei Prozentpunkte und
erreichten zusammen nur 1,8 % der Stimmen. Die PDS war
in Offenbach am Main mit 2,8 % und in Frankfurt am Main
mit 2,3 % relativ erfolgreich und erreichte insgesamt eine
Quote von 1,3 %. Die Wählergruppen erhöhten ihren
Stimmenanteil um mehr als das Doppelte und erreichten zu-
sammen 5,5 %.

Sitzverteilung in den
Stadtverordnetenversammlungen

In den kreisfreien Städten waren am 18. März insgesamt 387
Stadtverordnete zu wählen. Während Darmstadt, Offen-
bach am Main und Kassel über je 71 Stadtverordnetensitze
verfügen, sind es in Wiesbaden 81 und in Frankfurt am Main
93 Sitze. Die SPD errang 134 Mandate (1997: 144), die CDU
138 (1997: 139) und die GRÜNEN 52 (1997: 67). Die F.D.P.
kam auf 28 (1997: 10) und die REPUBLIKANER auf 11 (1997:
23) Sitze. Die PDS verfügt über 5 Mandate, DIE FRAUEN über
eines, die Wählergruppen kommen zusammen auf 19
(1997: 4) Sitze. Neben der F.D.P. haben die PDS und die Wäh-
lergruppen von der Abschaffung der Sperrklausel profitiert.
Die PDS hätte weder in Frankfurt am Main (2) noch in Offen-
bach am Main (2) Mandate erhalten, DIE FRAUEN keines in
Darmstadt (1) und auch die Wählergruppen hätten keine
(19) Sitze errungen.

Der Anteil der Frauen in den Stadtverordnetenversammlun-
gen erhöhte sich geringfügig auf rund 38 %. Bei den GRÜ-
NEN stieg die Frauenquote auf rund 58 %, und auch die SPD
entsendet mit knapp 43 % relativ mehr weibliche Stadtver-
ordnete als bisher. Die Frauenquote der CDU blieb mit rund
32 % konstant, und bei der F.D.P. schrumpfte der Anteil um
mehr als die Hälfte auf 14 %.

Kreiswahlen

Wahlbeteiligung

Bei den Kreiswahlen in den 21 Landkreisen waren gut
3,56 Mill. Bürgerinnen und Bürger zur Wahl aufgerufen.
Die Wahlbeteiligung war wie üblich höher als in den
kreisfreien Städten, erreichte aber auch hier bei einem Rück-
gang von knapp 13 Prozentpunkten mit rund 55 % einen
neuen Tiefstand. Bei Abnahmen von gut 9 Prozentpunkten
(Hochtaunuskreis) bis knapp 16 Prozentpunkten ( Landkreis
Offenbach) erreichte die Partizipationsquote nur noch Werte
zwischen rund 48 % (Lahn-Dill-Kreis) und gut 63 % (Schwalm-
Eder-Kreis). Der Anteil der ungültigen Stimmen nahm durch-
schnittlich um 1,4 Prozentpunkte auf über 4 % zu.
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Kreiswahlen am 18. März 2001 und am 2. März 1997

Landkreis
Wahl-
jahr

Wahl-
berech-

tigte
Wähler

Wahl-
beteili-
gung
in %

Ungül-
tige

Stimm-
zettel
in %

Gültige
Stimmen1)

Von 100 gültigen Stimmen entfielen auf

CDU SPD GRÜNE F.D.P. REP PDS

sons-
tige
Par-

teien2)

Wäh-
ler-

grup-
pen

Bergstraße 2001 201 262 104 643 52,0 4,6 7 620 565 43,2 38,8 7,3 4,5 — — 0,5 5,7
1997 196 993 124 775 63,3 3,1 120 873 36,4 37,6 9,3 2,9 7,5 — — 6,4

Darmstadt-Dieburg 2001 215 114 116 192 54,0 5,2 8 503 778 35,4 45,0 10,9 5,2 — — 0,6 2,9
1997 207 589 138 252 66,6 3,6 133 299 29,0 46,1 12,3 3,8 3,1 — 2,8 3,0

Groß-Gerau 2001 181 028 94 721 52,3 4,7 6 152 044 30,0 45,9 11,9 4,4 4,0 — — 3,9
1997 177 594 119 080 67,1 3,8 114 578 26,5 47,5 12,3 3,1 7,3 — 1,1 2,2

Hochtaunuskreis 2001 171 168 93 027 54,3 3,3 6 214 566 42,2 27,6 11,8 9,4 2,9 — — 6,1
1997 166 726 106 239 63,7 2,8 103 305 39,3 26,6 13,7 7,4 5,9 — — 7,1

Main-Kinzig-Kreis 2001 303 441 161 309 53,2 4,8 13 554 878 38,1 40,0 8,3 4,0 5,0 0,9 — 3,7
1997 296 339 197 466 66,6 2,6 192 269 32,7 38,5 10,3 3,0 10,2 — 0,5 4,9

Main-Taunus-Kreis 2001 168 468 92 605 55,0 3,3 7 032 697 44,0 28,7 11,6 6,7 2,6 — — 6,5
1997 162 821 105 967 65,1 3,0 102 774 38,4 28,8 12,5 7,0 6,4 — — 6,9

Odenwaldkreis 2001 75 203 44 999 59,8 3,8 2 084 281 28,7 45,8 7,0 2,9 3,5 — — 12,0
1997 72 946 51 483 70,6 3,9 49 499 24,4 47,6 8,3 1,9 5,1 — 1,0 11,8

Offenbach 2001 246 541 125 344 50,8 5,5 9 954 743 45,5 32,1 11,1 4,6 3,2 — — 3,5
1997 240 239 159 426 66,4 2,7 155 120 37,3 33,0 13,0 4,0 7,2 — 0,8 4,8

Rheingau-Taunus-Kreis 2001 139 395 77 532 55,6 3,5 5 108 536 39,1 37,2 10,0 6,5 2,7 — — 4,5
1997 136 148 89 910 66,0 3,2 87 047 33,1 35,2 11,3 5,4 7,6 — 0,9 6,5

Wetteraukreis 2001 220 827 118 154 53,5 4,6 8 832 983 41,0 38,8 7,5 4,0 — — 3,3 5,3
1997 212 114 144 593 68,2 3,0 140 257 34,3 37,9 9,6 3,2 4,5 — 3,6 6,8

Reg.-Bez. D a r m s t a d t 2001 1 922 447 1 028 526 53,5 4,5 75 059 071 39,7 37,6 9,7 5,1 2,4 0,2 0,5 4,7
1997 1 869 509 1 237 191 66,2 3,1 1 199 021 33,6 37,6 11,3 4,1 6,7 — 1,1 5,5

Gießen 2001 189 970 101 423 53,4 4,7 7 542 175 35,2 38,5 8,5 4,9 3,2 — — 9,7
1997 186 750 126 456 67,7 2,5 123 302 30,5 38,2 10,1 3,3 6,8 — 0,7 10,5

Lahn-Dill-Kreis 2001 198 226 94 575 47,7 3,9 7 049 643 35,4 39,5 5,8 4,1 2,7 — 1,8 10,6
1997 195 765 122 801 62,7 1,6 120 883 26,3 38,5 6,8 3,3 7,0 — 5,8 12,2

Limburg-Weilburg 2001 133 209 71 234 53,5 3,9 4 580 899 47,0 34,6 5,0 2,7 2,3 — — 8,4
1997 129 745 85 100 65,6 4,0 81 665 38,9 36,2 6,6 2,1 5,5 — — 10,6

Marburg-Biedenkopf 2001 185 628 103 258 55,6 4,0 7 615 597 38,3 38,8 8,6 3,9 3,7 2,4 0,5 3,8
1997 183 237 124 571 68,0 2,0 122 123 33,1 37,2 11,0 2,3 8,6 1,8 0,4 5,4

Vogelsbergkreis 2001 93 120 54 215 58,2 4,1 2 989 357 37,7 39,0 5,2 5,7 3,0 — — 9,4
1997 91 474 66 091 72,3 2,8 64 218 32,4 40,7 6,4 3,8 6,7 — — 10,0

Reg.-Bez. G i e ß e n 2001 800 153 424 705 53,1 4,2 29 777 671 38,1 38,3 7,0 4,2 3,0 0,6 0,6 8,2
1997 786 971 525 019 66,7 2,4 512 191 31,7 38,0 8,5 2,9 7,1 0,4 1,6 9,6

Fulda 2001 165 313 94 441 57,1 4,1 6 953 368 58,6 23,3 5,2 2,9 2,7 — 0,2 7,0
1997 161 367 114 069 70,7 3,2 110 467 49,9 25,8 7,3 3,0 6,3 0,9 0,7 6,1

Hersfeld-Rotenburg 2001 103 323 63 095 61,1 4,1 3 520 900 35,4 50,7 4,0 2,8 2,8 — — 4,4
1997 103 342 74 424 72,0 3,1 72 084 33,0 49,4 5,5 2,0 4,7 — — 5,4

Kassel 2001 194 651 112 890 58,0 4,4 8 489 566 30,4 55,0 7,6 4,7 — — — 2,3
1997 190 635 136 281 71,5 3,1 132 101 27,9 52,0 9,8 2,8 4,0 — — 3,6

Schwalm-Eder-Kreis 2001 152 052 95 968 63,1 3,9 6 283 680 29,1 51,9 5,5 5,5 2,6 — — 5,4
1997 149 704 109 722 73,3 2,3 107 151 24,8 50,0 7,3 4,3 6,3 — — 7,3

Waldeck-Frankenberg 2001 132 212 74 262 56,2 3,6 4 834 787 34,2 39,0 5,5 6,6 3,8 — — 10,9
1997 130 715 88 713 67,9 2,2 86 737 28,4 37,1 6,7 5,3 9,0 — 1,6 11,8

Werra-Meißner-Kreis 2001 91 302 53 042 58,1 3,9 2 976 970 29,3 49,4 5,7 5,6 2,2 — — 7,9
1997 92 440 66 665 72,1 3,2 64 565 24,8 49,5 7,1 5,4 5,7 — — 7,5

Reg.-Bez. K a s s e l 2001 838 853 493 698 58,9 4,0 33 059 271 37,1 44,4 5,8 4,6 2,1 — 0,0 5,9
1997 828 203 589 874 71,2 2,8 573 105 31,9 43,7 7,5 3,7 5,9 0,2 0,4 6,7

Land H e s s e n 2001 3 561 453 1 946 929 54,7 4,3 137 896 013 38,7 39,4 8,2 4,8 2,5 0,2 0,4 5,7
1997 3 484 683 2 352 084 67,5 2,9 2 284 317 32,7 39,2 9,8 3,7 6,6 0,1 1,1 6,7

1) Neues Kommunalwahlrecht (2001): Jeder Wähler hat so viele Stimmen zur Verfügung, wie Kreistagsabgeordnete in den jeweiligen Kreistag zu
wählen sind. — 2) 2001: Die Tierschutzpartei, DP, NPD; 1997: CM, DHP, DKP, NATURGESETZ, NPD, ÖDP, PBC.



Stimmenanteile

Die CDU legte 6,0 Prozentpunkte zu und lag mit einem Stim-
menanteil von rund 39 % nur knapp hinter der SPD. Schon
vor vier Jahren war es den Christdemokraten mit einem Zu-
gewinn von rund einem Prozentpunkt gelungen, ihre seit
1981 anhaltende Talfahrt zu stoppen. Bei dieser Wahl ge-
wannen sie in allen Landkreisen Stimmenanteile hinzu. Die
Zuwächse reichen von gut 2 Prozentpunkten in den nordhes-
sischen Kreisen Hersfeld-Rotenburg und Kassel bis zu über
neun Prozentpunkten im Lahn-Dill-Kreis. In den Landkreisen
Fulda, Offenbach und Limburg-Weilburg war die CDU ähn-
lich erfolgreich wie 1997. Mit knapp 59 % erzielten die
Christdemokraten im Landkreis Fulda wieder ihr bestes Er-
gebnis, gefolgt vom Landkreis Limburg-Weilburg mit
47,0 %. Die niedrigsten Werte erhielt die CDU im Odenwald-
kreis, im Schwalm-Eder-Kreis und im Werra-Meißner-Kreis
mit Quoten um 29 %.

Die SPD erzielte ein leichtes Plus und erreichte im Durch-
schnitt aller Landkreise gut 39 % der gültigen Stimmen. In
12 Landkreisen verbesserte sie ihr bisheriges Wahlergeb-
nis und gewann zwischen 0,3 und 3,0 Prozentpunkten
(Landkreis Kassel) hinzu. In neun Landkreisen schnitten die
Sozialdemokraten schlechter ab als vor vier Jahren. Im
Werra-Meißner Kreis und im Main-Taunus-Kreis waren die
Einbußen mit jeweils 0,1 Prozentpunkten am geringsten,
im Landkreis Fulda mit 2,5 Prozentpunkten am höchsten.
Dort erzielten sie mit einer Quote von gut 23 % auch wie-
der ihr schlechtestes Kreisergebnis. Es folgt der Hochtau-
nuskreis mit knapp 28 % sowie der Main-Taunus-Kreis mit
rund 29 % der gültigen Stimmen. Den höchsten Anteil er-
rangen die Sozialdemokraten mit 55,0 % im Landkreis
Kassel. Die absolute Mehrheit der Stimmen erhielten sie
außerdem noch im Schwalm-Eder-Kreis (51,9) sowie im
Landkreis Hersfeld-Rotenburg (50,7 %). Insgesamt blieb
sie in 13 der 21 Landkreise stärkste Fraktion.

Relativ stark verloren haben die GRÜNEN, deren Stim-
menanteil landesweit um 1,6 Prozentpunkte auf 8,2 %
rutschte. Die seit 1981 von Wahl zu Wahl erfolgreichere
Partei hatte 1997 erstmals leichten Gegenwind verspürt
und 0,4 Prozentpunkte eingebüßt. Bei der diesjährigen
Wahl verloren sie in allen Landkreisen an Wählergunst. Die
Bandbreite der Verluste reichte von 0,4 Prozentpunkten
im Landkreis Groß-Gerau bis zu 2,4 Prozentpunkten im
Landkreis Marburg-Biedenkopf. Weniger als 5 % der gülti-
gen Stimmen erzielten die GRÜNEN nur im Landkreis Hers-
feld-Rotenburg. Dort wären sie mit dem erzielten Stim-
menanteil von 4,0 % bei Beibehaltung der 5%-Sperrklau-
sel nicht mehr im Kreistag vertreten. In sechs Landkreisen
errangen sie zweistellige Quoten, die höchsten im Land-
kreis Groß-Gerau und im Hochtaunuskreis mit jeweils rund
12 % der gültigen Stimmen.

Die F.D.P. gewann bei den Kreiswahlen gut einen Prozent-
punkt hinzu und erzielte landesweit 4,8 % der Stimmen. In

der vergangenen Wahlperiode waren die Liberalen nur in
fünf Kreistagen vertreten, da sie in den anderen Landkreisen
an der 5%-Hürde scheiterten. Dieses Mal erreichten sie in
acht Landkreisen Quoten über 5 %. Die höchste Quote er-
zielte die F.D.P. wieder im Hochtaunuskreis mit 9,4 %, die
niedrigste im Landkreis Limburg-Weilburg mit 2,7 % der gül-
tigen Stimmen. Geringfügige Verluste hatten die Liberalen
lediglich im Main-Taunus-Kreis und im Landkreis Fulda, in
den übrigen Landkreisen nahmen ihre Stimmenanteile bis zu
2 Prozentpunkten (Hochtaunuskreis) zu.

Die mit Abstand größten Verlierer der Kreistagswahlen
waren die REPUBLIKANER. Ihr Stimmenanteil sackte lan-
desweit um über 4 Prozentpunkte auf nur noch 2,5 %. Sie
waren nicht mehr in allen, sondern nur noch in 17 Land-
kreisen angetreten und hatten zumeist weit weniger als
die Hälfte ihrer bisherigen Stimmenanteile erhalten. 1997
war es ihnen trotz teilweise herber Verluste gelungen, in
16 Kreistage einzuziehen. Bei der Wahl am 18. März 2001
setzten sich ihre Verluste mit erhöhtem Tempo fort. Ihr be-
stes Ergebnis erzielten sie wieder im Main-Kinzig-Kreis.
Dort entfielen allerdings nur noch 5,0 % statt wie bisher
gut 10 % der gültigen Stimmen auf diese Partei. In den
übrigen Kreisen errangen sie nur noch Quoten zwischen
gut 2 und 4,0 %.

Die übrigen Parteien („sonstige Parteien“ und PDS) hat-
ten sich nur in einigen wenigen Landkreisen beworben.
Ihre Quoten erreichen Werte zwischen 0,1 % und 3,3 %.
Landesweit halbierte sich ihr Stimmenanteil auf lediglich
0,6 % der gültigen Stimmen. Das Landesergebnis der NPD
sank auf 0,3 %. Kandidaten dieser Partei hatten sich in
drei Kreisen beworben. Mit Ergebnissen von 3,3 % im
Wetteraukreis sowie 1,8 % im Lahn-Dill-Kreis sind sie in
diesen Kreistagen vertreten. Die PDS verbesserte ihre
Quote geringfügig auf 0,2 % der gültigen Stimmen. Sie
war im Main-Kinzig-Kreis (0,9 %) und im Landkreis Mar-
burg-Biedenkopf (2,4 %) erfolgreich. Die Tierschutzpartei
war in drei Kreisen angetreten, im Landkreis Darms-
tadt-Dieburg errang sie mit 0,6 % der Stimmen ein Man-
dat im künftigen Kreistag.

Die Wählergruppen sind ebenfalls in der Gunst der Wähler
gesunken. Ihre Quote nahm um einen Prozentpunkt auf
5,7 % ab. In den 21 Landkreisen waren insgesamt 25 Wäh-
lergruppen angetreten. 10 Wählergruppen erhielten Stim-
menanteile von 5,0 % und mehr. Das beste Ergebnis erzielte
die Wählergruppe im Odenwaldkreis mit einer Quote von
12,0 %. Auch die Wählergruppen im Landkreis Waldeck-
Frankenberg und im Lahn-Dill-Kreis waren mit knapp 11 %
der gültigen Stimmen erfolgreich.

Sitzverteilung in den Kreistagen

In den 21 hessischen Kreistagen waren insgesamt 1569
Mandate zu vergeben, 20 weniger als 1997. Im Landkreis
Groß-Gerau und im Hochtaunuskreis hat man die Möglich-
keit zur Verkleinerung der Kreistage genutzt und die Anzahl
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der Sitze um jeweils 10 gesenkt. Die CDU gewann in den
Kreistagen 51 Sitze hinzu und erhielt insgesamt 601 Manda-
te. Sie erreichte im Kreistag des Landkreises Fulda wieder die
absolute Mehrheit und in sieben weiteren die relative. Die
Sozialdemokraten verloren 42 Sitze und entsenden 621 Ver-
treter. Die SPD ist nicht mehr in 16, sondern nur noch in 13
Landkreisen stärkste Fraktion, darunter dreimal mit der abso-
luten Mehrheit der Mandate. Im Landkreis Bergstraße, im
Rheingau-Taunus-Kreis sowie im Wetteraukreis ist die Mehr-
heit der Stimmen von der SPD zur CDU gewechselt. Die Zahl
der Repräsentanten der GRÜNEN reduzierte sich um 37 auf
124. Eine positive Bilanz konnten die Liberalen ziehen, die
ihre Sitze von 23 auf 76 erhöhten. F.D.P. und GRÜNE sind in
allen Kreistagen vertreten, die F.D.P. im Odenwaldkreis als
„Ein-Personen-Fraktion“. Die REPUBLIKANER verloren 55
Mandate und zogen mit insgesamt 41 Vertretern in 17 Kreis-
tage ein. Die NPD und die PDS haben jeweils in zwei Kreista-
gen vier bzw. drei Sitze, und Die Tierschutzpartei errang ein

Mandat. Wählergruppen sind in alle Kreistage eingezogen
und erhielten insgesamt 98 Sitze, zwei mehr als vor vier Jah-
ren.

Der Anteil der weiblichen Mandatsträger nahm im Vergleich
zu 1997 um knapp zwei Prozentpunkte auf rund 32 % zu.
Am stärksten sind Frauen im Landkreis Kassel und im
Main-Taunus-Kreis mit knapp 40 % vertreten. In den Land-
kreisen Limburg-Weilburg und Waldeck-Frankenberg ist da-
gegen nur jede fünfte Abgeordnete weiblich. Nur die GRÜ-
NEN und die SPD haben ihren Frauenanteil erhöht, bei der
CDU blieb er unverändert und bei der F.D.P. schrumpfte er
um mehr als die Hälfte. Auch in den Kreistagen haben die
GRÜNEN mit 60 % die mit Abstand höchste Frauenquote. Es
folgt die SPD mit einer Quote von 37 %. Bei den Christdemo-
kraten ist gut jedes vierte Mandat von einer Frau besetzt und
bei den Liberalen nur gut jedes fünfte. Der Frauenanteil bei
REPUBLIKANERN und Wählergruppen liegt bei 15 %. �
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Anfang 2000 hatten die hessischen Sportvereine über 2,1 Mill. Mitglieder, von den Kindern unter 15 Jahren gehörte sogar jedes
zweite einem Sportverein an. Für das Ausüben der meisten Sportarten werden besondere Anlagen oder Einrichtungen benötigt,
die damit einen bedeutenden Faktor der Infrastruktur darstellen, zumal sie teilweise auch für den Schulsport oder von „Freizeit-
sportlern" genutzt werden können. Über ihren Bestand, ihre Größe sowie verschiedene qualitative Merkmale fand bundesweit
mit Stichtag am 1. Juli 2000 eine koordinierte Länderstatistik statt. In Hessen wurden dabei über 7200 ungedeckte und 4300 ge-
deckte Sportanlagen gezählt, deutlich mehr als zwölf Jahre davor. Die Zahl der Schwimmbäder hat sich dagegen um 40 auf reich-
lich 560 verringert. Gut 57 % aller Anlagen wurden von Kommunen, 36 % von Vereinen betrieben. Letztere dominierten deutlich
bei Schießsport-, Tennis- und Reitanlagen sowie bei Golfplätzen; kommerzielle Betreiber überwogen dagegen bei den Tennishal-
len. Von den 4400 Spielfeldern bzw. „Sportplätzen” im weitesten Sinn hatten 64 % eine Rasenspielfläche, 3 % einen Kunstrasen,
25 % einen Tennenbelag und 8 % einen sonstigen Belag. Letzterer war vor allem bei den gut 1600 Spielfeldern von unter 5000 m2

recht häufig. Von den vielen weiteren „Freiluft”-Anlagen sind noch die über 900 Tennisanlagen mit 4000 einzelnen Tennisplätzen
und die fast 800 Reitplätze zu erwähnen. Dazu kamen knapp 2800 Sporthallen, von denen allerdings über die Hälfte mit einer
Nutzfläche von unter 400 m2 nicht oder nur mit Einschränkungen für den Wettkampfsport geeignet waren. Gezählt wurden zu-
dem fast 900 Schießanlagen, bei denen mindestens der Schießstand überdacht war, sowie 400 Reithallen und über 200 Tennis-
hallen mit 700 Tennisplätzen. Bei den Schwimmbädern dominierten die 315 Freibäder mit einer Wasserfläche von über 330 000
m2 vor den knapp 200 Hallenbädern mit einer Wasserfläche von 94 000 m2. In der Sommersaison helfen die 50 Naturbäder, die
Versorgung regional noch zu verbessern. Insgesamt sind Nord- und Mittelhessen mit Sportanlagen relativ besser ausgestattet als
Südhessen. Für gezielte fachliche Auswertungen bis auf Gemeindeebene und eine mögliche Bestandsfortschreibung sind sämtli-
che erhobenen Daten in einer Datenbank gespeichert, die auch den zuständigen Sportämtern zur Verfügung gestellt werden soll.

Vorbemerkungen

Der Sport besitzt in der heutigen Gesellschaft einen hohen
Stellenwert, nicht nur in seiner Form als Spitzensport bei
Großereignissen wie den Olympischen Spielen oder Welt-
und Europameisterschaften der verschiedensten Art. Dass
gerade der Breiten- und der Freizeitsport einen unveränder-
ten Anreiz zur Betätigung geben, beweisen die Mitglieder-
zahlen der knapp 7800 hessischen Sportvereine: Über 2,1
Mill. Personen, rechnerisch also jeder dritte Einwohner, wa-
ren Anfang des Jahres 2000 in einem Sportverein — zum Teil
auch in mehreren — organisiert. Ihre Zahl hat sich damit im
letzten Jahrzehnt um 262 000 oder 14 % erhöht. Die mit Ab-
stand größten Fachverbände, auf die zusammen fast die
Hälfte aller Mitglieder entfiel, waren Turnverband (535 000)
und Fußballverband (496 000), deren Zuwachs sich in der
Nähe des Gesamtdurchschnitts bewegte. Um 9 % rückläufig
war dagegen die Mitgliederzahl beim Tennis, das aber mit
180 000 Mitgliedern vor dem Schießen (125 500) auf dem
3. Rang blieb. Überdurchschnittliche Wachstumsraten wa-
ren beim Golf mit 65 %, beim Behindertensport mit 52 %,
beim Badminton mit 40 % sowie beim Reiten und beim Tanz-
sport mit 23 bzw. 19 % zu verzeichnen, außerordentlich
starke Einbußen dagegen bei den Sportkeglern mit – 22 %.
Besonders erfreulich war andererseits die Entwicklung bei
den Kindern unter 15 Jahren, bei denen es im letzten Jahr-
zehnt einen Mitgliederzuwachs um 118 000 oder 34 % auf
fast 468 000 gegeben hat. Somit gehörte rechnerisch jedes
zweite Kind dieses Alters einem Sportverein an. Nahezu un-

verändert blieb dagegen bei leichten Schwankungen inner-

halb dieses Zeitraums die Zahl der jugendlichen Vereinsmit-

glieder bis unter 18 Jahre mit rund 167 000. Insgesamt kann,

ganz abgesehen vom Leistungssport, die Tätigkeit der Verei-

ne für die allgemeine körperliche „Fitness” und die Gesund-

heitsvorsorge, aber auch — gerade in einer Zeit zunehmen-

der Individualisierung — für das Erlernen von sozialem Ver-

halten oder für die gesellschaftliche Integration, zum Bei-

spiel von Behinderten oder ausländischen Mitbürgern, gar

nicht hoch genug eingeschätzt werden.

Für die meisten Sportarten sind bestimmte Anlagen, zum Teil

auch besondere Geräte, erforderlich. Während Letztere von

den einzelnen Sportlern häufig in einem gewissen Rahmen

noch selbst erworben werden können, müssen die Sportan-

lagen in aller Regel bereitgestellt werden. Sie gehören aber

auch deshalb zu den wichtigsten Infrastruktureinrichtungen,

weil sie in vielen Fällen nicht nur den in Vereinen organisier-

ten Sportlern zur Verfügung stehen, sondern von der gesam-

ten Bevölkerung oder sogar von auswärtigen Besuchern ge-

nutzt werden können, wenngleich nicht immer ohne finan-

zielle Gegenleistung, wie z. B. bei Schwimmbädern. Die

wechselseitige Nutzung von Schulsportanlagen durch Verei-

ne bzw. von kommunalen oder vereinseigenen Anlagen für

den Schulsport sollte hier ebenfalls erwähnt werden. Wegen

dieser besonderen Bedeutung hatte die Sportministerkonfe-

renz im Dezember 1998 vereinbart, mit Stichtag am 1. Juli

2000 bundesweit eine koordinierte Länderstatistik über die

Sportanlagen durchzuführen. In Hessen wurde das Statisti-
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sche Landesamt vom Ministerium des Innern und für Sport
mit der Datenerhebung sowie der Zusammenstellung und
Auswertung der Ergebnisse beauftragt.

Mit einem bundeseinheitlichen Merkmalskatalog waren auf
gesonderten Erhebungsbogen drei Gruppen von Einrichtun-
gen einzubeziehen, nämlich ungedeckte und gedeckte
Sportanlagen sowie Bäder. Als Anlage definiert ist dabei i. d. R.
nicht ein Gesamtkomplex, wie z. B. ein Stadion mit einer Viel-
zahl verschiedener Einrichtungen, sondern der einzelne Platz
oder die einzelne Halle; für diese war jeweils ein Formular
auszufüllen1). Im Rahmen der späteren Auswertung kann je-
doch die Zugehörigkeit zu einer übergeordneten Einheit
durch die Bezeichnung und die Anschrift der Anlage herge-
stellt werden. Bei den ungedeckten Sportanlagen wurden
Spielfelder in vier Größenklassen mit der Art des jeweiligen
Spielfeldbelags unterschieden, bei den Großspielfeldern
wurde zusätzlich die Zuschauerkapazität erhoben. Weiterhin
zählten zu dieser Gruppe die 400-Meter-Rundlaufbahnen
(ebenfalls mit Art des Belags) sowie die Tennisanlagen mit
der Zahl der Tennisfelder. Als gedeckte Sportanlagen wa-
ren neben den Sporthallen in sechs Größenklassen die Ten-
nishallen mit den Tennisfeldern, die Eissporthallen mit der
Zuschauerkapazität und die Schießsportanlagen2) zu erhe-
ben. Die Bäder wurden unterschieden nach Hallen- und Frei-
bädern sowie Naturbädern. Für die beiden erstgenannten
Typen war die Anzahl der jeweiligen Becken und die gesamte
Wasserfläche anzugeben. Bei den gedeckten Anlagen sowie
den Hallen- und Freibädern wurde zusätzlich nach behinder-
tenfreundlicher Sportfläche bzw. Schwimmbecken und ent-
sprechenden Nebenräumen gefragt, bei allen Sportanlagen
außerdem nach dem Betreiber und dem Baujahr bzw. dem
Jahr der letzten Sanierung oder Modernisierung. Dies galt
auch für die weiteren Sportanlagen, die in Hessen auf
Wunsch des zuvor genannten Ministeriums in Abstimmung
mit den Sportämtern auf einem speziellen Bogen über das
allgemein gültige Programm hinaus erfasst wurden. Damit
sollte zumindest ein Teil des Erhebungsdefizits gegenüber
der letzten Sportstättenstatistik aus dem Jahr 1988 ausgegli-
chen werden3). Im Einzelnen handelte es sich dabei um un-
gedeckte Schießsportanlagen mit Zahl der Bahnen, Reit-
sportanlagen mit Reithallen, Reit- und/oder Dressurplätzen
sowie der gesamten Nutzfläche, Golfplätze nach Anzahl der
Löcher, 100-Meter-Laufbahnen mit Art des Belags, gedeckte
und ungedeckte Rollsportanlagen sowie ungedeckte Eis-
sportanlagen jeweils nach ihrer Größe und letztlich Lang-
laufloipen mit ihrer Gesamtlänge in Kilometern.

Bei der Durchführung der Erhebung vor Ort waren die Kreis-

sportämter eingeschaltet, von denen die Unterlagen an die

Gemeinden weitergeleitet und zum größten Teil — teilweise

allerdings auch direkt durch die Gemeinden — nach einer

Vollzähligkeitsprüfung wieder an das Hessische Statistische

Landesamt zurückgesandt wurden. Die Erfassung der Schul-

sportanlagen und natürlich der kreiseigenen Einrichtungen

gehörte ebenfalls zu den Aufgaben der Kreise. Von den Ge-

meinden waren neben den eigenen Anlagen auch die der

Vereine und der kommerziellen Betreiber zu erfassen, wobei

für Letztere, da es keine Auskunftsverpflichtung gab, nicht in

allen Fällen die Vollzähligkeit bzw. die inhaltliche Vollstän-

digkeit der Angaben garantiert werden kann. Nachdem

Ende Januar dieses Jahres die letzten Unterlagen eingegan-

gen sind, können nachfolgend erste Ergebnisse im Überblick

dargestellt werden.

Fast drei Fünftel kommunale Anlagen

In Hessen wurden insgesamt knapp 11 500 Sportanlagen er-
fasst, rund 1000 bzw. 10 % mehr als bei der letzten Erhe-
bung im Jahr 19884). Zwar sind wegen etwas anderer Ab-
grenzungen die beiden Zählungen nicht exakt vergleichbar,
doch lassen sich leicht überdurchschnittliche Zunahmen von
jeweils rund 11 % bei den ungedeckten und den gedeckten
Sportanlagen, unterdurchschnittliche bei den hessen-spezi-
fischen, weiteren Sportanlagen mit weniger als 8 % konsta-
tieren. Im Einzelnen wurden hierbei über 7200 ungedeckte
und 4300 gedeckte Einrichtungen gezählt. Die Zahl der
Schwimmbäder hat sich dagegen — vermutlich im Wesentli-
chen wegen kommunaler Sparmaßnahmen — um 40 auf
reichlich 560 verringert. Relativ am stärksten war der Zu-
wachs bei den Golfplätzen mit gut einer Verdoppelung auf
über 40 und — in Zeiten von Skateboard und Inline-Skating
sicher nicht verwunderlich — bei Rollsportanlagen um fast
vier Fünftel auf etwa 110. Um jeweils rund ein Fünftel hat
sich zudem die Zahl der Reitsportanlagen und der Tennishal-
len auf knapp 470 bzw. über 220 erhöht.

Bei gut 57 % aller erfassten Einrichtungen waren Kommu-
nen, bei 1 % andere öffentliche Stellen für Betrieb, Verwal-
tung und Management verantwortlich; 36 % wurden von
Vereinen und nur 5 % kommerziell betrieben. Zwischen den
einzelnen Anlagearten waren allerdings erhebliche Unter-
schiede festzustellen: Zum Teil weit über 80 % der Sporthal-
len, Kleinspielfelder, Rollsportanlagen sowie der Frei- und
Hallenbäder waren kommunal. Die Vereine dominierten da-
gegen ebenso deutlich bei Schießsportanlagen, Tennis- und
Reitplätzen sowie bei Golfplätzen; auch jeweils rund zwei
Fünftel der Langlaufloipen, der Spielfelder von 5000 bis un-
ter 7000 m2 und der Tennishallen gehörten ihnen5). Bei Letz-
teren überwogen jedoch mit einem Anteil von fast drei Fünf-
teln die kommerziellen Betreiber, auf die zudem jeweils ein
Drittel der Golfplätze und der Reitsportanlagen entfiel.
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1) Die vom HSL entwickelten Formulare ließen zur Arbeitserleichterung teilwei-
se das Eintragen von mehreren Einzelanlagen zu.
2) Im Bereich des Schützenstandes und/oder des Geschossfanges gedeckt wa-
ren.
3) Gegenüber 1988 wurden diesmal vor allem die Kegelbahnen und
Squash-Anlagen nicht erfasst, weil sie überwiegend kommerziellen Betreibern
gehören und daher eine Vollzähligkeit ohnehin kaum zu gewährleisten war.
Sport- oder Fitness-Studios gehörten ebenfalls nicht zum Erhebungsbereich.
4) In den Vergleich einbezogen sind nur Anlagen, die in beiden Erhebungsjah-
ren erfasst wurden.
5) In den meisten Fällen dürften Betreiber und Eigentümer von Anlagen iden-
tisch sein.



Zwei Drittel der „Sportplätze” sind Rasenplätze

Beim größten Teil der ungedeckten Sportanlagen, nämlich

4400 oder drei Fünfteln, handelte es sich um Spielfelder un-

terschiedlicher Größe. 2760 von ihnen waren „echte” Sport-

plätze mit einer Mindestfläche von 5000 m2. Auch von den

kleineren Spielfeldern dürfte noch ein Teil für den Wett-

kampfsport geeignet gewesen sein, da nicht in allen Sportar-

ten Flächen von 50 x 100 m erforderlich sind. Anders sieht

das sicher bei Spielfeldern von unter 1300 m2 aus, die wohl

meist nur für Freizeit- oder Schulsport sowie eventuell für das

Training genutzt werden können.

Von allen diesen 4400 „Sportplätzen” im weitesten Sinn zu-

sammen hatten 64 % eine Rasenspielfläche, 3 % einen

Kunstrasen, 25 % einen Tennenbelag und 8 % einen sonsti-

gen Belag. Letztere Art von Spielfläche, meist wohl Asphalt-

oder Betonestrich, spielte bei den größeren Feldern keine

Rolle, war aber bei den gut 850 Spielfeldern von 1300 bis un-

ter 5000 m2 mit einem Anteil von 8 % und vor allem bei den

Kleinspielfeldern von unter 1300 m2 mit fast einem Drittel

vertreten. Bei Letzteren kamen Rasen- und Tennenbelag auf

etwa den gleichen Anteil, sodass noch knapp 4 % auf Kunst-

rasen entfielen. Schon bei einer Größe von 1300 bis unter

5000 m2 dominierte dagegen eindeutig der Rasen als Spiel-

fläche, und zwar in 63 % der Fälle vor dem Tennenbelag mit

27 %. Bei den Großspielfeldern beider Größenklassen han-

delte es sich sogar zu jeweils rund drei Vierteln um Rasen-

plätze. Hier besaßen 23 bzw. 21 % einen Tennenbelag und

jeweils rund 3 % einen Kunstrasen.

Meist in Zusammenhang mit einem Großspielfeld sind die

400-Meter-Rundlaufbahnen angelegt. Von ihnen wurden

landesweit gut 400 gezählt, davon immerhin schon fast 3 %

mit Kunststoff-Laufbahnen; der wetterabhängigere Tennen-

belag war aber noch vorherrschend. Häufig dürften in den

Fällen eines stadionähnlichen Ausbaus weitere Einrichtun-

gen für die Leichtathletik vorhanden gewesen sein, wie z. B.

Hoch- oder Weitsprunganlagen, die aber nicht gesondert er-

hoben wurden. Zusätzlich erfasst wurden aber noch über

300 nicht in Rundlaufbahnen integrierte 100-Meter-Lauf-

bahnen mit durchschnittlich vier einzelnen Bahnen. Das Ver-

hältnis von Tennen- und Kunststoffbelägen entsprach bei ih-

nen in etwa dem der 400-Meter-Bahnen.

Über 1100 Tennisanlagen mit 4700 Feldern

Auch wenn der Tennissport — gemessen an der Mitglieder-

entwicklung der Vereine — derzeit nach einem Boom Ende

der Achtziger- und Anfang der Neunzigerjahre rückläufig ist,

bleibt er hinsichtlich der angebotenen Spielfelder einer der

Schwerpunkte bei den Sportstätten. Insgesamt weit über

1100 Anlagen mit über 4700 einzelnen Spielfeldern wurden

Mitte 2000 in Hessen gezählt. Dabei handelte es sich um

über 930 ungedeckte Anlagen mit gut 4000 Feldern und —

teilweise in Verbindung mit Freianlagen — über 220 Tennis-

hallen mit 700 Feldern. Gerade in den kommerziell betriebe-

nen Hallen dürften aber viele nicht vereinsgebundene Spieler

aktiv sein, sodass der in den Vorbemerkungen erwähnte

rückläufige Trend beim Tennis zu relativieren ist.

Ganz anders sieht das, wie bereits erwähnt, beim Golfsport

mit seiner kräftigen Aufwärtsentwicklung aus. Von den über

40 Golfplätzen in Hessen entsprachen 29, also zwei Drittel,

dem internationalen Standard von mindestens 18 Löchern,

worunter sich 5 mit 27 Löchern befanden. Außerdem wur-

den 14 kleinere Anlagen mit nur 9 Löchern erfasst, während

Kleingolfanlagen nicht einbezogen waren.
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Sportanlagen in Hessen am 1. Juli 2000
nach Art und Betreiber

Art der Sportanlage

An-
lagen
insge-
samt

darunter betrieben durch

Kommune Verein

Anzahl % Anzahl %

Erfasste Anlagen  i n s g e s a m t 12 086 6 931 57,3 4 354 36,0

Ungedeckte Sportanlagen

Spielfelder zusammen 4 392 3 067 69,8 1 273 29,0

davon mit einer Fläche von
7000 bis unter 1300 m2 786 642 81,7 136 17,3
1300 bis unter 5000 m2 848 642 75,7 198 23,3
5000 bis unter 7000 m2 1 525 905 59,3 606 39,7
7000 oder mehr m2 1 233 878 71,2 333 27,0

400-Meter-Rundlaufbahnen 403 309 76,7 77 19,1
Separate 100-Meter-Laufbahnen 311 237 76,2 72 23,2
Tennisanlagen 933 136 14,6 714 76,5

mit . . . Tennisfeldern 4 010 382 9,5 3 393 84,6
Schießsportanlagen 178 10 5,6 163 91,6
Reit- und/oder Dressurplätze 786 27 3,4 561 71,4
Golfplätze 43 — — 27 62,8
Rollsportanlagen 100 85 85,0 15 15,0
Eissportanlagen 13 9 69,2 4 30,8
Langlaufloipen 57 29 50,9 24 42,1

Z u s a m m e n 7 216 3 909 54,2 2 930 40,6

Gedeckte Sportanlagen

Sporthallen zusammen 2 778 2 332 83,9 389 14,0

davon mit einer Fläche von
200 bis unter   200 m2 455 360 79,1 93 20,4
200 bis unter   405 m2 998 800 80,2 183 18,3
405 bis unter   648 m2 607 529 87,1 64 10,5
648 bis unter   968 m2 209 177 84,7 20 9,6
968 bis unter 1215 m2 152 128 84,2 16 10,5

1215 oder mehr m2 357 338 94,7 13 3,6
Tennishallen 224 6 2,7 86 38,4

mit . . . Tennisfeldern 706 13 1,8 236 33,4
Schießsportanlagen1) 888 173 19,5 690 77,7
Reitsporthallen 400 5 1,3 232 58,0
Rollsporthallen 9 7 77,8 2 22,2
Eissporthallen 7 4 57,1 1 14,3

Z u s a m m e n 4 306 2 527 58,7 1 400 32,5

Schwimmbäder

Freibäder 315 291 92,4 12 3,8
Naturbäder 51 38 74,5 4 7,8
Hallenbäder 198 166 83,8 8 4,0

Z u s a m m e n 564 495 87,8 24 4,3

1) Einschl. teilweise gedeckter Anlagen.



Fast 470 Reitsportanlagen

Im Zuge der Mechanisierung in der Land- oder Forstwirt-
schaft dienen Pferde schon seit geraumer Zeit kaum noch als
Arbeitstiere, sondern überwiegend der Freizeitgestaltung.
Dabei steht der in früheren Generationen als eher exklusiv
betrachtete Reitsport im Vordergrund. Während eine große
Zahl von Hobbyreitern die Pferde wohl meist im Gelände be-
wegt, werden für den eigentlichen Reitsport im Sinne von
Dressur- oder Springreiten spezielle Anlagen benötigt. Insge-
samt standen davon Mitte 2000 in Hessen fast 470 meist
kombinierte Anlagen zur Verfügung, rechnerisch mehr als
eine pro Gemeinde. Für die knapp 400 Anlagen mit Angaben
zur Nutzfläche ergibt sich eine Durchschnittsgröße von gut
5700 m2, woraus sich für alle Anlagen zusammen landes-
weit eine Nutzfläche von über 260 ha errechnen lässt. Diese

verteilte sich im Freigelände auf rund 290 Dressurplätze und
500 Reitplätze. Dazu kamen noch genau 400 Reithallen, in
denen das sportliche Reiten auf pferdegerechtem Unter-
grund auch während der kalten Jahreszeit, bei sonstigen un-
günstigen Witterungsverhältnissen oder nach Einbruch der
Dunkelheit ermöglicht wird.

Über 1300 wettkampfgerechte Sporthallen

Der Wunsch, den Sport unabhängig von äußeren Einflüssen
ausüben zu können, hat längerfristig zu einer Verlagerung
vieler weiterer traditioneller „Freiland”-Sportarten in Hallen
geführt, wobei es teilweise sogar zu einer Spezialisierung
oder Verdrängung kam, wie z. B. beim Hallenhandball. Aber
selbst wenn die Hallen nur für Trainingszwecke genutzt wer-
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Ausgewählte Sportanlagen am 1. Juli

Lfd.
Nr.

Kreisfreie Stadt (St.)
Landkreis

Anteil
der

Einwoh-
ner1)2)

Ungedeckte Spielfelder

400-
Meter-
Rund-
lauf-

bahnen

Schießsport-
anlagen

Reitsportanlagen

insge-
samt

darunter mit
Belag darunter

mit
einer

Fläche ab
5000 m2

darunter mit
Belag

insge-
samt

darunter
gedeckt

insge-
samt3)

Reit-
und/oder
Dressur-
plätze

Reit-
hallen

Rasen Tenne Rasen Tenne

% Anzahl

1 Darmstadt, St. 2,3 95 44 36 48 33 13 14 4 1 3 5 4
2 Frankfurt am Main, St. 10,7 187 92 71 139 76 54 37 19 17 5 13 4
3 Offenbach am Main, St. 1,9 37 15 17 31 14 13 3 16 16 3 11 2
4 Wiesbaden, St. 4,5 104 18 57 41 8 26 5 12 10 8 20 8

5 Bergstraße 4,3 166 50 96 97 33 60 14 24 17 20 41 21
6 Darmstadt-Dieburg 4,7 204 134 55 115 94 20 20 52 37 27 52 19
7 Groß-Gerau 4,1 144 76 43 85 49 27 21 22 17 19 35 18
8 Hochtaunuskreis 3,7 132 69 50 76 48 24 18 31 28 18 29 18

9 Main-Kinzig-Kreis 6,7 263 193 50 209 163 40 24 61 50 26 60 30
10 Main-Taunus-Kreis 3,6 91 29 37 46 15 23 12 18 14 16 21 16
11 Odenwaldkreis 1,6 88 60 21 51 44 7 8 17 14 11 19 9
12 Offenbach 5,5 211 112 66 112 75 31 22 24 18 21 41 17
13 Rheingau-Taunus-Kreis 3,0 129 41 61 59 17 32 7 35 30 17 28 16
14 Wetteraukreis 4,8 243 182 33 174 151 19 19 40 31 25 44 20

15 Reg.-Bez.  D a r m s t a d t 61,5 2 094 1 115 693 1 283 820 389 224 375 300 219 419 202

16 Gießen 4,2 194 136 39 141 110 29 22 41 32 19 33 16
17 Lahn-Dill-Kreis 4,3 226 106 100 159 82 71 22 76 60 29 41 18
18 Limburg-Weilburg 2,9 160 93 58 109 67 40 15 35 26 11 19 9
19 Marburg-Biedenkopf 4,2 272 163 83 150 97 50 16 54 44 31 45 23
20 Vogelsbergkreis 2,0 169 146 9 103 99 2 9 74 65 18 33 17

21 Reg.-Bez.  G i e ß e n 17,5 1 021 644 289 662 455 192 84 280 227 108 171 83

22 Kassel, St. 3,2 106 66 22 51 45 5 9 12 11 4 4 2

23 Fulda 3,6 279 240 24 184 177 2 18 51 45 22 22 21
24 Hersfeld-Rotenburg 2,2 116 104 9 88 84 3 8 79 70 10 19 9
25 Kassel 4,1 203 150 21 125 115 7 21 73 59 33 52 27
26 Schwalm-Eder-Kreis 3,2 220 198 8 143 136 4 15 79 70 22 34 19
27 Waldeck-Frankenberg 2,8 221 182 28 144 132 12 13 79 75 33 45 23
28 Werra-Meißner-Kreis 1,9 132 123 7 78 75 3 11 38 31 15 20 14

29 Reg.-Bez.  K a s s e l 20,9 1 277 1 063 119 813 764 36 95 411 361 139 196 115

30 Land  H e s s e n 100 4 392 2 822 1 101 2 758 2 039 617 403 1 066 888 466 786 400
davon

31 kreisfreie Städte 22,5 529 235 203 310 176 111 68 63 55 23 53 20
32 Landkreise 77,5 3 863 2 587 898 2 448 1 863 506 335 1 003 833 443 733 380

1) Einwohneranteil des jeweiligen Verwaltungsbezirks am Land Hessen insgesamt. — 2) Bevölkerungsstand am 30. 6. 2000. — 3) Kombinierte Anlagen



den sollen, müssen sie zunächst einmal errichtet und gege-
benenfalls mit den erforderlichen Geräten ausgestattet wer-
den. Trotz der hohen Investitions- und Unterhaltungskosten
wurden — ohne die schon genannten oder später noch zu
erwähnenden Spezialhallen — in Hessen knapp 2800 Sport-
hallen gezählt. In der Regel enthalten sie außer den Sportflä-
chen noch Nebenräume, wie z. B. Duschen, Umkleide-, Sani-
täts- oder Schiedsrichterräume. Die Hallen wurden in sechs
Größenklassen gemäß DIN-Vorschriften6) erfasst. Davon wa-
ren allerdings 455 oder 16 % laut DIN „untermaßige”
Kleinsthallen mit weniger als 200 m2 Nutzfläche, bei denen
es sich meist nur um Sport- oder Gymnastikräume handelt.
Die rund 1000 weiteren Sporthallen mit einer Spielfeldgröße
von 200 m2 bis weniger als 15 x 27 m (405 m2), häufig ältere
Turn- oder Gymnastikhallen, gelten ebenfalls noch als „un-

termaßig”. Das bedeutet, dass gut jede zweite Halle eine
Nutzfläche von unter 405 m2 besaß und daher nicht oder nur
mit Einschränkungen für den Wettkampfsport geeignet war.

Über ein DIN-gerechtes Mindestmaß einer Einzelhalle von 15

x 27 m (405 m2) verfügten 1320 oder knapp 46 % der Sport-

hallen. Von diesen hatten 152 eine Sportfläche von 22 x 44 m

(968 m2) bis unter 27 x 45 m (1215 m2), was einer DIN-ge-

rechten Doppelhalle entspricht. Die Ausmaße einer Drei-
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2000 nach Verwaltungsbezirken

Tennisanlagen Sporthallen Schwimmbäder

Lfd.
Nr.

und zwar

insge-
samt

davon mit einer Größe
von . . . Metern

insge-
samt

darunter

ungedeckte
Anlagen

Hallen Freibäder Hallenbäder

zusam-
men

Spiel-
felder

zusam-
men

Spiel-
felder

unter
15 x 27

15 x 27
bis

unter
18 x 36

18 x 36
bis

unter
22 x 44

22 x 44
oder
mehr

zusam-
men

Gesamt-
wasser-
fläche

Fläche
auf 1000
Einw.2)

zusam-
men

Geamt-
wasser-
fläche

Fläche
auf 1000
Einw.2)

Anzahl m2 Anzahl m2

16 109 6 17 85 49 21 3 12 11 4 4 490 32,5 5 3 172 23,0 1
38 259 10 30 263 199 36 7 21 19 11 27 289 42,3 7 6 964 10,8 2
14 81 5 19 38 18 13 2 5 3 1 1 722 14,7 1 1 100 9,4 3
32 137 6 23 92 68 6 6 12 10 5 9 433 35,0 5 3 509 13,0 4

38 198 13 39 139 68 30 12 29 21 12 17 244 65,6 6 3 695 14,1 5
44 239 12 46 135 61 36 8 30 21 12 16 300 57,0 7 2 721 9,5 6
39 203 15 44 122 66 20 2 34 25 10 14 708 59,1 9 2 748 11,0 7
30 155 10 34 99 48 18 11 22 14 9 9 098 40,5 4 3 096 13,8 8
52 269 16 56 184 84 45 19 36 38 21 27 060 66,8 13 6 504 16,1 9
37 205 11 34 83 40 19 5 19 12 6 6 705 30,6 6 1 986 9,1 10
14 53 5 12 65 39 13 4 9 22 16 13 293 133,7 6 983 9,9 11
51 318 15 44 137 60 30 12 35 20 8 16 914 50,7 7 3 325 10,0 12
28 114 9 28 99 60 17 10 12 15 9 7 856 42,6 6 1 460 7,9 13
37 180 12 47 135 69 30 10 26 23 11 12 881 44,0 11 4 739 16,2 14

470 2 520 145 473 1 676 929 334 111 302 254 135 184 993 49,6 93 46 002 12,3 15

43 146 6 26 127 65 25 15 22 26 13 17 647 69,8 12 6 039 23,9 16
61 252 11 25 114 46 25 16 27 33 18 14 449 55,0 10 5 272 20,1 17
40 138 4 16 119 66 31 6 16 20 13 9 145 52,2 5 1 246 7,1 18
47 134 9 23 125 55 36 9 25 30 16 9 971 39,4 13 13 042 51,6 19
31 69 3 9 57 31 15 3 8 25 13 9 309 78,6 8 2 088 17,6 20

222 739 33 99 542 263 132 49 98 134 73 60 521 57,0 48 27 687 26,1 21

15 69 4 10 66 42 7 5 12 8 4 5 699 29,2 4 1 433 7,3 22

38 118 9 30 99 45 35 8 11 21 15 15 338 70,5 6 2 489 11,4 23
27 74 6 15 63 35 11 4 13 19 11 11 060 84,5 8 2 133 16,3 24
47 167 10 35 105 40 25 7 33 39 23 14 450 58,8 15 5 095 20,7 25
50 141 6 16 81 43 16 7 15 40 24 15 124 78,2 10 3 235 16,7 26
43 130 6 18 87 27 33 15 12 34 22 15 462 90,6 9 4 138 24,3 27
21 52 5 10 59 29 14 3 13 15 8 8 573 74,9 5 1 418 12,4 28

241 751 46 134 560 261 141 49 109 176 107 85 706 67,6 57 19 941 15,7 29

933 4 010 224 706 2 778 1 453 607 209 509 564 315 331 220 54,7 198 93 630 15,5 30

115 655 31 99 544 376 83 23 62 51 25 48 633 35,6 22 16 178 11,9 31
818 3 355 193 607 2 234 1 077 524 186 447 513 290 282 587 60,2 176 77 452 16,5 32

sind nur einmal gezählt.

6) In der Tabelle ist aus Platzgründen, anders als im Text, die Nettosportfläche
nachgewiesen, die sich ab der 2. Größenklasse aus den eigentlichen Vorgaben
von DIN 18032 (Teil 1), nämlich Länge und Breite in Metern, errechnen lässt. Im
Anhang A dieser Vorschrift sind übrigens auch die Sportarten aufgeführt, die
primär in Sporthallen ausgeübt werden.



fachhalle von mindestens 27 x 45 m besaßen sogar 357 und

damit 13 % aller Sporthallen.

Über 1000 Schießsportanlagen

Während die vorgenannten Sporthallen für die verschie-

densten Sportarten genutzt werden können, handelt es sich

bei den Schießsportanlagen um zweckgebundene Spezial-

einrichtungen, wobei es im Einzelfall unterschiedliche Aus-

prägungen für die einzelnen Waffengattungen geben kann.

Insgesamt wurden in diesem Bereich weit über 1000 Anla-

gen ermittelt, von denen fast 890 als gedeckte Anlagen gal-

ten. Dies waren im Wesentlichen die Schützenhäuser oder

die in Fußnote 2 näher bezeichneten Anlagen mit teilweiser

Überdachung. Dazu kamen noch 180 — fast ausschließlich

vereinseigene — ungedeckte Anlagen, z. B. auch für Bogen-

schießen oder Tontaubenschießen. Bei ihnen wurden zusam-

men über 1800 einzelne Schießbahnen gezählt, die im allge-

mein gültigen Konzept nicht zum Erhebungsprogramm ge-

hörten.

1050 Becken in über 500 Bädern

Anders als fast alle bisher beschriebenen Sportanlagen sind

die meisten Bäder nicht nur Sportlern, sondern — gegen Ein-

trittsgeld — der Allgemeinheit zugänglich. Dies gilt selbst für

Nichtschwimmer, für die es separate Becken oder zumindest

abgeteilte Zonen von geringerer Wassertiefe gibt. Hier steht

also nicht der Breiten- oder gar Leistungssport im Vorder-

grund der Nutzung, sondern die persönliche körperliche Er-

tüchtigung oder auch „nur” Freizeitgestaltung und Entspan-

nung. Über 550, zum Teil aus Hallen- und Freibädern kombi-

nierte Einrichtungen wurden hier gezählt. Dabei dominier-

ten die Freibäder mit 315 vor den Hallenbädern mit knapp

200 Anlagen. In der Sommersaison halfen noch 50 Naturbä-

der, meist an Baggerseen, aber auch in fließenden bzw. auf-

gestauten Gewässern, die Versorgung regional noch zu ver-

bessern.

Noch deutlicher wird der Vorsprung der Freibäder, wenn

man die Zahl der Becken (für Schwimmer, Nichtschwimmer,

Springer u. ä.) und die Wasserflächen in die Betrachtung ein-

bezieht. Sie verfügten nämlich über zusammen 660 Becken

und eine Wasserfläche von über 330 000 m2. Pro Bad war

damit bei ihnen die Wasserfläche im Durchschnitt mit fast

1050 m2 mehr als doppelt so groß wie in einem durch-

schnittlichen Hallenbad mit nicht einmal 500 m2. Alle Hallen-

bäder zusammen kamen — bei insgesamt 390 Becken — da-

mit auf eine Wasserfläche von rund 94 000 m2. Andere Was-

sersportanlagen, in der Regel auf freien Flächen von Flüssen

oder Seen für Rudern, Paddeln, Segeln oder Surfen, wurden

nicht erfasst.

Auch über 100 Rollsportanlagen

Damit auch die meist jugendlichen Rollschuhläufer, Ska-
te-Boarder und Inline-Skater abseits asphaltierter öffentli-
cher Straßen oder Plätze ungefährdet vom fließenden Ver-
kehr ihrem Sport nachgehen können, sind in einer Reihe von
Kommunen entsprechende Anlagen errichtet oder spezielle
Flächen dafür ausgewiesen worden. Insgesamt wurden in
Hessen 100 ungedeckte und 9 gedeckte Anlagen ermittelt.
61 von ihnen waren in ihren Ausmaßen kleiner als 20 x 40 m,
die übrigen 48 besaßen mindestens diese Größe.

Skilanglauf überwiegt beim Wintersport

Schon von seiner geografischen Lage und den klimatischen
Verhältnissen her kann man Hessen mit seinen Mittelgebir-
gen von höchstens 950 Metern (Wasserkuppe) nicht als tra-
ditionelles Wintersportland bezeichnen. Trotzdem gibt es
auch hier entsprechende Einrichtungen, an einigen Orten
sogar Lifts für „alpinen” Skisport, die wegen ihrer geringen
Bedeutung — vor allem in den zuletzt meist sehr milden
Wintern — allerdings nicht in die Erhebung einbezogen wa-
ren, wie übrigens auch nicht die Sprungschanze in Willingen
oder örtlich vorhandene Bahnen für den Bob- oder Rodel-
sport. Erfasst wurden dagegen die Anlagen für das Eislaufen,
und zwar 7 Eissporthallen und 13 ungedeckte Anlagen. Von
den Letztgenannten hatten 9 eine Kunsteisfläche von min-
destens 30 x 50 m, die übrigen waren kleiner.

So lag das Schwergewicht des Wintersports beim Skilang-
lauf, für den an fast 60 Stellen bei entsprechenden Schnee-
verhältnissen 110 verschiedene Strecken gespurt werden
können. Damit werden insgesamt über 800 km gespurte
Strecken angeboten. Im Wesentlichen gilt dies natürlich für
die Hochlagen der Mittelgebirge ab etwa 600 m, also für
Rhön, Taunus, Rothaargebirge (Upland), Vogelsberg, Meiß-
ner, Kellerwald, Westerwald, Habichtswald und Odenwald.

Bessere Versorgung in Nord- und Mittelhessen

Zum Abschluss sei noch ein kurzer Blick auf weitere Regio-
nalergebnisse geworfen. Ein echter, auf die jeweilige Bevöl-
kerung bezogener, Versorgungsgrad lässt sich allerdings für
die meisten Einrichtungen nicht ermitteln. Lediglich bei den
Hallen- und Freibädern sowie bei den Reitanlagen wurden
nämlich Gesamtflächen erhoben. Als Hilfsmaßstab für die
Versorgung ist deshalb in der Tabelle der jeweilige Einwoh-
neranteil eines Verwaltungsbezirks am Land Hessen insge-
samt ausgewiesen. Zudem spielt es natürlich auch eine Rolle,
wie viele Personen in einem bestimmten Gebiet eine speziel-
le Sportart ausüben und entsprechende Einrichtungen benö-
tigen. Hier könnten die Mitgliederzahlen des Landessport-
bundes Hessen Hinweise geben, doch sie sind nur nach den
38 Sportkreisen greifbar, die häufig nicht mit den 26 Verwal-
tungsbezirken deckungsgleich sind. Deshalb wurde auf ei-
nen Nachweis von regionalen Mitgliederzahlen als Bezugs-
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zahl verzichtet. Auch das Spektrum der in der Tabelle enthal-
tenen Sportanlagen kann nur eine stark verkürzte Auswahl
darstellen.

Insgesamt lässt sich sagen, dass Nord- und Mittelhessen ten-
denziell besser versorgt sind als Südhessen und die Landkrei-
se besser als die kreisfreien Städte. Nur bei den Sporthallen
insgesamt entsprach die Verteilung auf die Regierungsbezir-
ke in etwa dem Einwohneranteil (Darmstadt: 61,5 %; Gie-
ßen: 17,5 %; Kassel: 21 %), was vor allem durch viele kleine-
re Hallen im Regierungsbezirk Darmstadt zu Stande kam.
Größere Hallen waren dagegen in den Regierungsbezirken
Gießen und Kassel relativ häufiger zu finden. Ein Überge-
wicht gab es in Südhessen lediglich bei den Tennisplätzen,
sowohl im Freien als auch — in noch stärkerem Maß — in
Tennishallen mit einem Anteil von 67 %. Nicht selten lag
aber weniger als die Hälfte der einzelnen Anlagen in Südhes-
sen, was zum Teil auch durch die relativ schlechte Ausstat-
tung in den dortigen kreisfreien Städten bedingt ist. Hier sind
die ungedeckten Spielfelder, vor allem die Rasenplätze, und
die Reitsportanlagen mit Anteilen von jeweils unter 48 % zu
nennen. Ganz besonders aus dem Rahmen fiel die Verteilung
der Schießsportanlagen, von denen nur 35 % in Südhessen
zu finden waren, aber fast 39 % im nordhessischen Regie-
rungsbezirk Kassel und über 26 % im mittelhessischen Re-
gierungsbezirk Gießen.

Bei den Bädern zeigen die auf die Einwohner bezogenen
Wasserflächen erhebliche regionale Versorgungsunterschie-
de. Zwar sind bei den Freibädern die Differenzen zwischen
den Kreisen meist nicht sehr groß, doch stand im Odenwald-
kreis einem Einwohner zehn mal so viel an Wasserfläche zur
Verfügung wie in der kreisfreien Stadt Offenbach. Nordhes-
sen hatte hier mit fast 68 m2 einen deutlichen Vorsprung vor
Mittelhessen mit 57 und Südhessen mit nur knapp 50 m2

Wasserfläche auf 1000 Einwohner. Augenfälliger waren die
Versorgungsunterschiede bei den Hallenbädern, wobei Mit-
telhessen eine Spitzenposition einnahm, vor allem durch den
Landkreis Marburg-Biedenkopf, wo die Wasserfläche in Hal-
lenbädern größer war als in Freibädern. Dass auch hier die
Zahlen manchmal trügen können, ist am Beispiel des Land-
kreises Limburg-Weilburg zu sehen, wo die Kreisstadt Lim-
burg ein gemeinsames Hallenbad mit der direkt angrenzen-
den Stadt Diez betreibt, das aber in Rheinland-Pfalz liegt. Auf
weitere Einzelheiten kann an dieser Stelle nicht eingegangen
werden; sie bleiben späteren Fachveröffentlichungen vorbe-
halten.

Weitere Auswertungen geplant

Hier ist in erster Linie an einen Statistischen Bericht mit fach-
lich tief gegliederten Ergebnissen und verschiedenen Regio-
naltabellen bis auf Kreisebene gedacht. Zudem besteht die
Möglichkeit, nach Zusammenfassung der Einzelfelder zu Ge-
samtanlagen Karten mit Standorten von bestimmten Sport-
stätten zu erstellen. Da sämtliche Angaben aus den Erhe-
bungsbogen in einer Excel-Datei gespeichert sind, können
außerdem gezielte fachliche Auswertungen bis auf Gemein-
deebene jederzeit vorgenommen werden. Die Datei soll
auch den zuständigen Sportämtern, zum Beispiel für Pla-
nungszwecke, zur Verfügung gestellt werden. Sie bietet da-
rüber hinaus die Möglichkeit einer laufenden Bestandsfort-
schreibung, weil in den meisten Fällen bei der Neuerrichtung
einer Sportanlage Fördermittel beantragt werden und bei
dieser Gelegenheit die wichtigsten Grunddaten anfallen.
Ansonsten könnte in gewissen Abständen bei Bedarf eine
Aktualisierung durch den Versand von Datei-Abzügen an die
jeweiligen Gemeinden oder Sportämter zur Korrektur oder
Vervollständigung der gespeicherten Angaben durchgeführt
werden. �
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Mit dem zum 1. Juli 1998 in Kraft getretenen Agrarstatistik-
gesetz1)2) wurde für das Jahr 1999 die Durchführung einer
bundesweiten Landwirtschaftszählung (LZ) angeordnet. Im
Mai 1999 wurde demzufolge die Haupterhebung der Land-
wirtschaftszählung in Verbindung mit einer Weinbauerhe-
bung durchgeführt. Die weiteren Spezialerhebungen zu Gar-
tenbau und Binnenfischerei waren im damaligen Gesetzge-
bungsverfahren ausgeklammert worden und sollten im Rah-
men einer weiteren Überprüfung der Agrarstatistiken und ei-
ner damit verbundenen erneuten Novellierung des Agrarsta-
tistikgesetzes geregelt werden. Im Dezember vergangenen
Jahres wurden die Ergebnisse der Beratungen und Überprü-
fungen in Form einer Zusammenstellung durch das für die
Statistik zuständige Fachreferat des Bundesministeriums für
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft vorgelegt
und nach nochmaliger Überarbeitung in einen jetzt vorliegen-
den Entwurf 3) eines Gesetzes zur Änderung des Agrarstatis-
tikgesetzes und weiterer Rechtsvorschriften eingearbeitet.
Enthalten sind darin auch Vorschläge für die im Rahmen der
Landwirtschaftszählung noch durchzuführende Gartenbau-
erhebung, die im folgenden einer kritischen Würdigung un-
terzogen werden sollen.

Gartenbau im System der Agrarstatistiken —
ein kurzer Überblick

Der Betriebsbereich Gartenbau als Teil der Landwirtschaft
umfasst die drei Betriebssysteme Gemüsebau, Zierpflanzen-
bau sowie Baumschulen. Wie die Betriebe der übrigen Be-
triebsbereiche in der Landwirtschaft werden auch die Gar-
tenbaubetriebe im Bündel der laufenden Erhebungen im
Agrarbereich — insbesondere im Rahmen der Feststellung
der betrieblichen Einheiten (FbE), der Bodennutzungshaupt-
erhebung sowie der Agrarstrukturerhebung (ASE) — be-
fragt. Da diese Erhebungen hinsichtlich der erhobenen
Merkmale auf alle landwirtschaftlichen Betriebe zugeschnit-
ten sind, erlauben sie in der Regel keine detaillierteren Be-
trachtungen spezieller Betriebsbereiche. Aus diesem Grund
werden die Gartenbaubetriebe im Rahmen der jährlich re-
präsentativ stattfindenden Gemüseanbauerhebung, der alle
vier Jahre als Totalerhebung durchgeführten Gemüseanbau-
und Zierpflanzenerhebung sowie der ebenfalls im Abstand
von vier Jahren total durchgeführten Baumschulerhebung
zur Nutzung ihrer Anbauflächen befragt. Den zeitlichen Ab-
lauf der Erhebungen nach derzeit gültigem Agrarstatistikge-

setz zeigt Übersicht 2. Schwerpunkte der genannten Erhe-
bungen sind in erster Linie die Nutzung der Flächen und für
den Zierpflanzenbereich die auf diesen Flächen erzeugten
Mengen. Strukturbetrachtungen des Betriebsbereiches Gar-
tenbau sind in der Regel nur aus den Ergebnissen der Garten-
bauerhebungen möglich. Diese finden in größeren zeitli-
chen Abständen als Vor- oder Nacherhebungen der Land-
wirtschaftszählungen statt.

Das Fragenprogramm der Gartenbauerhebung

Die letzte Gartenbauerhebung fand im Jahr 1994 als Nacher-
hebung der Landwirtschaftszählung 1991 statt. Der Fragen-
katalog der damaligen Erhebung war aus Gründen der Ver-
gleichbarkeit weitgehend mit dem der Erhebung des Jahres
1980/81 identisch und umfasste Merkmale über die Art des
Betriebes, die Flächen des Betriebes nach der Art ihrer Nut-
zung, bei Flächen unter Glas oder Kunststoff zusätzlich das
Alter der Anlage sowie die Art und den Verbrauch der zur Be-
heizung verwendeten Energieträger, ferner die technischen
Einrichtungen zur Bewässerung und Lagerung, Besitzver-
hältnisse und Buchführung sowie den jeweiligen Anteil der
Erzeugnisse und Dienstleistungen an den Betriebseinnah-
men. Erfragt wurden auch Angaben über Vermarktung und
Absatzwege, Rechtsstellung des Betriebsinhabers, sozial-
ökonomische Verhältnisse des Betriebes, den Arbeitskräfte-
besatz sowie die fachliche Vorbildung des Betriebsleiters und
seines Ehegatten, sofern es sich bei dem Betriebsleiter um
den Betriebsinhaber handelt.

Vor dem Hintergrund der Vergleichbarkeit der Ergebnisse
mit denen der vorangegangenen Erhebungen wird auch für
die jetzt anstehende Gartenbauerhebung eine weitgehende
Beibehaltung des Fragenprogramms unausweichlich sein.
Allerdings hat die jüngste Vergangenheit gezeigt, dass eine
Übernahme von Daten aus anderen Erhebungen im Agrar-
bereich — so geschehen bei der Weinbauerhebung 1999 —
unter dem Gesichtpunkt der Entlastung der Auskunftspflich-
tigen durchaus erfolgreich vollzogen werden kann. Insofern
sind insbesondere Angaben zur Rechtsstellung des Betriebs-
inhabers, zu Arbeitskräften, Besitzverhältnissen und Buch-
führung sowie den sozialökonomischen Verhältnissen aus
der ASE denkbar, während Angaben zur Flächennutzung aus
den entsprechenden Erhebungen im gartenbaulichen Be-
reich, also der Gemüseanbau- und Zierpflanzenerhebung
sowie der Baumschulerhebung, erfolgen könnte.

Gartenbauerhebung 2004 . . .

Wie Übersicht 2 zeigt, findet nach den Bestimmungen des
derzeit gültigen Agrarstatistikgesetzes im Jahr 2003 eine to-
tale ASE mit einer Erhebung der Arbeitskräfte in allen land-
wirtschaftlichen Betrieben sowie Fragen nach Rechtsstel-
lung, sozialökonomischen Verhältnissen und Buchführung
statt und im Jahr 2004 sind die turnusgemäßen Totalerhe-
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Carsten B e c k*)

Gartenbauerhebung 2005

*) Tel.: 0611/3802-807 . E-Mail: cbeck@hsl.de
1) Gesetz über Agrarstatistiken (Agrarstatistikgesetz — AgrStatG) vom 25. Juni
1998 (BGBl. I S. 1635).
2) Vgl.: „Zur Novellierung des Agrarstatistikgesetzes”, Staat und Wirtschaft in
Hessen, 53. Jahrg., Heft 3, März 1998, S. 75 ff.
3) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Agrarstatistikgesetzes und ande-
rer Rechtsvorschriften, Stand 16.05.2001.



Staatund
W

irtschaftin
H

essen
6

.01
201



202 Staat und Wirtschaft in Hessen 6 . 01

Übersicht 2: Ausgewählte Erhebungen nach dem

Art der Erhebung

Totalerhebung Repräsentativerhebung Repräsentativerhebung mit Totalteil

Mai

Feststellung der betrieblichen Einheiten
Nutzung der Bodenflächen

Viehzählung
(Rinder, Schweine, Schafe,

Pferde, Geflügel)

Agrarstrukturerhebung
Landwirtschaftszählung

Juli Gemüseanbauerhebung

November
Viehzwischenzählung

(Rinder, Schweine)

Mai
Nutzung der Bodenflächen

Viehzählung
(Rinder, Schweine, Schafe)

Juli Baumschulerhebung

Juli
Gemüseanbau- und

Zierpflanzenerhebung

November
Viehzwischenzählung

(Rinder, Schweine)

Flächenerhebung

Mai

Feststellung der betrieblichen Einheiten
Viehzählung

(Rinder, Schweine, Schafe,
Pferde, Geflügel)

Nutzung der Bodenflächen
Agrarstrukturerhebung

Juli Gemüseanbauerhebung

November
Viehzwischenzählung

(Rinder, Schweine)

Mai
Nutzung der Bodenflächen

Viehzählung
(Rinder, Schweine, Schafe)

Juli Gemüseanbauerhebung

November
Viehzwischenzählung

(Rinder, Schweine)

Mai

Feststellung der betrieblichen Einheiten
Nutzung der Bodenflächen

Viehzählung
(Rinder, Schweine, Schafe,

Pferde, Geflügel)

Agrarstrukturerhebung

Juli Gemüseanbauerhebung

November
Viehzwischenzählung

(Rinder, Schweine)

Mai
Nutzung der Bodenflächen

Viehzählung
(Rinder, Schweine, Schafe)

Juli Baumschulerhebung

Juli
Gemüseanbau- und

Zierpflanzenerhebung

November
Viehzwischenzählung

(Rinder, Schweine)

Flächenerhebung

Mai

Feststellung der betrieblichen Einheiten
Viehzählung

(Rinder, Schweine, Schafe,
Pferde, Geflügel)

Nutzung der Bodenflächen
Agrarstrukturerhebung

Juli Gemüseanbauerhebung

November
Viehzwischenzählung

(Rinder, Schweine)
_____________
1) Kann gemäß Richtlinie 97/77/EG vom 16. Dezember 1997 entfallen.

Agrarstatistikgesetz im Zeitablauf

Zeitpunkt

1999

2000

2002

2005

2003

2004

2001



bungen zur Flächennutzung bzw. Erzeugung im Bereich Ge-
müse- und Zierpflanzenanbau und Baumschulen vorgese-
hen. Da sich der Merkmalskatalog der Gartenbauerhebung
im Wesentlichen auf das der Erhebung vorausgegangene
Jahr bezieht, wäre es naheliegend, die entsprechenden Er-
gebnisse aus der ASE 2003 für eine Gartenbauerhebung
2004 heranzuziehen und darüber hinaus noch notwendige
Merkmale bei den Gartenbaubetrieben in Form eines Zusatz-
bogens zur Gemüseanbau- und Zierpflanzenerhebung bzw.
Baumschulerhebung zu erfragen.

. . . oder Gartenbauerhebung 2005

Demgegenüber sieht der jetzt vorliegende Entwurf für die
neuerliche Novellierung des Agrarstatistikgesetzes unter
den gleichen Voraussetzungen eine Gartenbauerhebung für
das Jahr 2005 vor. Die nach jetzt geltendem Recht für 2004
angeordnete Gemüseanbau- und Zierpflanzenerhebung
soll auf eine im Jahr 2004 durchzuführende totale Gemüse-
anbauerhebung reduziert werden, während das Fragenpro-
gramm zu Anbau und Erzeugung von Zierpflanzen in überar-
beiteter Form gemeinsam mit den Merkmalen der Baum-
schulerhebung zusammengefasst und zukünftig gleichzeitig
mit der Gartenbauerhebung — erstmals also 2005 — erho-
ben werden soll. Das bedeutet eine Verschiebung der totalen
Zierpflanzenerhebung sowie der Baumschulerhebung von
2004 nach 2005. Gleichzeitig ist für die Gartenbauerhebung
die Übernahme von Ergebnissen aus der Bodennutzungser-
hebung sowie der Agrarstrukturerhebung vorgesehen. Nach
dem vorliegenden Entwurf kommen dafür aber nur die Erhe-

bungen des Jahres 2005 infrage. Da die Gartenbauerhebung
als Totalerhebung ausgelegt ist, kann die repräsentative ASE
2005 aber nur dann zur Datenübernahme herangezogen
werden, wenn man dafür sorgt, dass alle Gartenbaubetriebe
in die ASE-Stichprobe aufgenommen werden. Dies setzt eine
Anpassung des Stichprobenplanes und zusätzlichen Pro-
grammieraufwand für die Anpassung des Aufbereitungs-
programms AGRA voraus und belastet darüber hinaus dieje-
nigen Gartenbaubetriebe, die im Jahr 2005 nicht für die
Merkmale der ASE herangezogen würden.

Personalsituation

Von den bisherigen Betrachtungen war bisher die Abwick-
lung der anfallenden Arbeiten bzw. der Arbeitsanfall für die
statistischen Ämter ausgenommen. Während insbesondere
das Jahr 2003 mit der totalen ASE, aber auch das Jahr 2005
mit der repräsentativen ASE sowie der im vierjährlichen
Rhythmus stattfindenden Flächenerhebung, die in Hessen
im Referat „Land- und Forstwirtschaft" durchgeführt wer-
den, eine vergleichsweise hohe Arbeitsbelastung für die Mit-
arbeiter bringen, wäre das Jahr 2004 aus arbeitswirtschaftli-
cher Sicht für die Abwicklung einer zusätzlichen Erhebung
im Umfang der Gartenbauerhebung gut geeignet. Die nun-
mehr vorgeschlagene Terminierung der Gartenbauerhebung
auf das Jahr 2005 unter gleichzeitiger Verschiebung der bei-
den Totalerhebungen des Jahres 2004 ins Jahr 2005 bedeu-
tet, das mit dem vorhandenen Personal eine Durchführung
der Erhebungen in 2005 nicht gewährleistet werden kann.�
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Mit 34,7 Mill. MWh Strom aus dem öffentlichen Netz hat der
Stromverbrauch in Hessen im Jahr 2000 mit einer Steigerung
um 6,7 % im Vergleich zum Vorjahr seinen bisher höchsten
Stand erreicht. Die Verminderung des Stromverbrauchs, die
1999 im Vergleich zur entsprechenden Vorjahreszeit regis-
triert wurde (– 1,2 %), setzte sich damit nicht fort. Gegen-
über 1995 ergibt sich für das Jahr 2000 sogar ein Zuwachs
von 9,1 %.

Fast der gesamte in Hessen erzeugte Strom wird aus Wärme-
kraft gewonnen. Kernenergie (62 %) und Steinkohle (28 %)
waren im Jahr 2000 die wichtigsten Energiequellen. Unter
den übrigen Energieträgern (Braunkohle, Erdgas, Heizöl so-
wie Müll und Sonstiges) hatte lediglich das Erdgas noch ei-
nen nennenswerten Anteil (8,2 %) an der Nettostromerzeu-
gung.

Die Stromerzeugung aus Kernenergie hat im Jahr 2000 ab-
genommen. 1998 hatte der Anteil an der Nettostromerzeu-
gung mit 66 % seinen bisherigen Höchststand erreicht. Die
im Zeitablauf feststellbaren Schwankungen sind allerdings
überwiegend auf wartungsbedingte Abschaltungen einzel-
ner Kraftwerksblöcke des Kernkraftwerks Biblis zurückzu-
führen.

Im Jahr 2000 wurden noch 6,5 Mill. MWh oder 28 % des in
Hessen erzeugten Stroms aus Steinkohle gewonnen. Das
waren jedoch abermals 3,9 % weniger als im Vorjahr und
16 % weniger als 1995.

In letzter Zeit gewinnt Erdgas als Energieträger zur Stromer-
zeugung an Gewicht. Mit 1,9 Mill. MWh Strom aus Erdgas
wurde der entsprechende Einsatz seit 1997 erheblich gestei-
gert, sodass sich im Jahr 2000 im Vergleich zum Vorjahr ein
Zuwachs von 26 % ergab, der sich zusammen mit den zwei-
stelligen Zuwachsraten der Vorjahre auf einen Anstieg ge-
genüber 1995 um 89 % addierte. Die übrigen Energieträger
haben dagegen eine nachgeordnete Bedeutung.

Eine deutliche Substitution der Energieträger in Richtung re-
generativer Energiequellen kann bei der hessischen Netto-
stromerzeugung noch nicht festgestellt werden. Beispiels-
weise haben Müll und Sonstiges — worunter Windenergie,
Deponiegas als Energieträger und auch Dieselöl fallen — mit
einem Anteil an der Nettostromerzeugung von 1,2 % im
Jahr 2000 trotz eines seit 1995 feststellbaren beachtlichen
Zuwachses (21 %) noch immer keine nennenswerte Bedeu-
tung.

Rund 11,1 Mill. MWh oder fast ein Drittel des in Hessen ver-
brauchten Stroms wurde im Jahr 2000 als Saldo aus Abgabe
von Strom an andere Länder und Bezug aus ihnen nach Hes-
sen eingeführt. 1995 hat dieser Anteil allerdings mit 38 %
noch erheblich höher gelegen. Ein Rückgang des Saldos im
Vergleich zum jeweiligen Vorjahr ergab sich immer dann,
wenn die Stromerzeugung aus Kernenergie gesteigert wer-
den konnte. Dies war in den Jahren 1996 bis 1998 der Fall.
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E N E R G I E W I R T S C H A F T

Öffentliche Stromversorgung
in Hessen 2000

*) Tel.: 0611/3802-456 . E-Mail: mfrosch@hsl.de

Öffentliche Stromversorgung 1995 bis 2000

Art der Angaben
1995 1996 1997 1998 1999 2000

MWh

Nettostromerzeugung nach Energiequellen

Nettostromerzeugung1) 19 445 932 21 180 170 25 155 678 27 572 478 24 678 349 23 013 469
davon aus

Wasserkraft1) 98 129 76 308 50 631 62 768 82 969 106 473
Wärmekraft 19 347 803 21 103 862 25 105 047 27 509 710 24 595 380 22 906 996
davon aus

Kernenergie 10 314 476 11 839 236 16 471 746 18 224 413 15 956 146 14 181 112
Steinkohle 7 710 332 8 107 788 7 181 367 7 657 242 6 768 329 6 503 821
Braunkohle 55 035 63 671 54 988 55 037 55 156 52 493
Erdgas 992 568 819 527 1 127 619 1 298 638 1 491 024 1 876 717
Heizöl 43 690 52 924 49 384 37 107 28 569 13 568
Müll und Sonstiges 231 702 220 716 219 943 237 273 296 156 279 285

Anteil der Energiequellen an der Nettostromerzeugung in %

Wasserkraft1) 0,5 0,4 0,2 0,2 0,3 0,5
Wärmekraft 99,5 99,6 99,8 99,8 99,7 99,5
davon aus

Kernenergie 53,0 55,9 65,5 66,1 64,7 61,6
Steinkohle 39,7 38,3 28,5 27,8 27,4 28,3
Braunkohle 0,3 0,3 0,2 0,2 0,2 0,2
Erdgas 5,1 3,9 4,5 4,7 6,0 8,2
Heizöl 0,2 0,2 0,2 0,1 0,1 0,1
Müll und Sonstiges 1,2 1,0 0,9 0,9 1,2 1,2

1) Abzügl. Pumpstromverbrauch.
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Öffentliche Stromversorgung in Hessen 1995 bis 2000

Art der Angabe
1995 1996 1997 1998 1999 2000

Zu- bzw. Abnnahme (–)

1996 1997 1998 1999 2000 2000
gegenüber

1995gegenüber dem jeweiligen Vorjahr

MWh %

Bruttostromerzeugung 21 970 520 23 545 088 27 812 630 30 483 242 27 335 868 25 542 096 7,2 18,1 9,6 – 10,3 – 6,6 16,3

davon aus

Wasserkraft 957 118 717 373 735 835 893 118 860 164 874 187 – 25,0 2,6 21,4 – 3,7 1,6 – 8,7

Wärmekraft 21 013 402 22 827 715 27 076 795 29 590 124 26 475 704 24 667 909 8,6 18,6 9,3 – 10,5 – 6,8 17,4

Eigenverbrauch 1 665 977 1 724 276 1 972 086 2 080 766 1 880 553 1 761 221 3,5 14,4 5,5 – 9,6 – 6,3 5,7

Pumpstromverbrauch 858 611 640 642 684 866 829 998 776 966 767 406 – 25,4 6,9 21,2 – 6,4 – 1,2 – 10,6

Nettostromerzeugung1) 19 445 932 21 180 170 25 155 678 27 572 478 24 678 349 23 013 469 8,9 18,8 9,6 – 10,5 – 6,7 18,3

davon aus

Wasserkraft1) 98 129 76 308 50 631 62 768 82 969 106 473 – 22,2 – 33,6 24,0 32,2 28,3 8,5

Wärmekraft 19 347 803 21 103 862 25 105 047 27 509 710 24 595 380 22 906 996 9,1 19,0 9,6 – 10,6 – 6,9 18,4

davon aus

Kernenergie 10 314 476 11 839 236 16 471 746 18 224 413 15 956 146 14 181 112 14,8 39,1 10,6 – 12,4 – 11,1 37,5

Steinkohle 7 710 332 8 107 788 7 181 367 7 657 242 6 768 329 6 503 821 5,2 – 11,4 6,6 – 11,6 – 3,9 – 15,6

Braunkohle 55 035 63 671 54 988 55 037 55 156 52 493 15,7 – 13,6 0,1 0,2 – 4,8 – 4,6

Erdgas 992 568 819 527 1 127 619 1 298 638 1 491 024 1 876 717 – 17,4 37,6 15,2 14,8 25,9 89,1

Heizöl 43 690 52 924 49 384 37 107 28 569 13 568 21,1 – 6,7 – 24,9 – 23,0 – 52,5 – 68,9

Müll und Sonstiges 231 702 220 716 219 943 237 273 296 156 279 285 – 4,7 – 0,4 7,9 24,8 – 5,7 20,5

Stromeinspeisung2) 263 928 342 051 419 166 532 457 612 238 664 661 29,6 22,5 27,0 15,0 8,6 151,8

Abgabe aus Erzeugung1) 19 709 860 21 522 321 25 574 844 28 104 935 25 290 587 23 678 130 9,2 18,8 9,9 – 10,0 – 6,4 20,1

Bezug v. a. Ländern 18 494 242 19 044 848 16 403 896 16 582 133 18 323 094 22 453 636 3,0 – 13,9 1,1 10,5 22,5 21,4

Abgabe a. a. Länder (–) 6 374 789 8 246 708 10 146 693 11 730 161 11 043 794 11 391 287 29,4 23,0 15,6 – 5,9 3,1 78,7

Saldo des Austausches 12 119 453 10 798 140 6 257 203 4 851 972 7 279 300 11 062 349 – 10,9 – 42,1 – 22,5 50,0 52,0 – 8,7

Stromverbrauch aus dem

öffentl. Netz i n s g e s a m t1)2)3) 31 829 313 32 320 361 31 832 047 32 956 907 32 569 887 34 740 479 1,5 – 1,5 3,5 – 1,2 6,7 9,1

1) Abzügl. Pumpstromverbrauch. — 2) Aus Industrie, regenerativer Energie, BHKW, Deutsche Bahn und Sonstigen. — 3) Einschl. Übertragungsverlusten im öffentlichen Netz.



1999 und 2000 wurde die Nettostromerzeugung aus Kern-
energie dagegen jeweils vermindert. Gleichzeitig wurde
mehr Strom aus anderen Ländern bezogen als nach dort ab-
gegeben.

Der Anteil der Stromeinspeisung aus Industrie, regenerativer
Energie, Blockheizkraftwerken und sonstigen Erzeugern am
Stromverbrauch aus dem öffentlichen Netz belief sich im
Jahr 2000 auf 664 661 MWh oder lediglich 1,9 %. Er war da-
mit zwar immer noch vergleichsweise bedeutungslos, lag je-

doch um 8,6 % höher als im Vorjahr und 152 % höher als
1995. Die Stromeinspeisung hat damit den bisher höchsten
Stand erreicht.

Der Stromverbrauch aus dem öffentlichen Netz unterliegt
zahlreichen Einflussfaktoren. Aussagen über den Umfang
klimatischer Einflüsse oder der Konjunktur werden möglich
sein, sobald wieder eine hessische Energiebilanz erstellt
wird. �

Manfred F r o s c h*)
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� Von Januar bis März dieses Jahres hatten die hessischen
Insolvenzgerichte über 329 Beantragungen eines Insolvenz-
verfahrens gegen Privatschuldner zu entscheiden. Das wa-
ren 155 oder 89 % mehr als im ersten Quartal des Vorjahres.
Dabei nahm allein die Zahl der Verbraucherinsolvenzen
um 127 oder 109 % zu. Die Ursachen für die sprunghafte
Zunahme der Verbraucherinsolvenzen sind wesentlich in den
Anlauf- und Umsetzungsschwierigkeiten des neuen Insol-
venzrechts zu suchen. Von den im ersten Quartal 2001 bean-
tragten 244 Insolvenzverfahren gegen private Verbraucher
konnten 160 und damit zwei Drittel eröffnet werden. In den
eröffneten Verfahren erhofften die Schuldner die Befreiung
von Verbindlichkeiten in Höhe von 66 Mill. DM. Dagegen
werden die Schuldner in den anderen 55 beantragten, aber
nicht eröffneten Verbraucherinsolvenzverfahren, in denen
die Insolvenzmasse nicht einmal die Kosten bis zum ersten
Gerichtstermin decken konnte, auf Schulden von insgesamt
8 Mill. DM „sitzen bleiben“. Neben den im ersten Vierteljahr
dieses Jahres eröffneten bzw. Mangels Masse abgewiesenen
Insolvenzanträgen wurden von privaten Verbrauchern mit
29 Anträgen auch Schuldenbereinigungspläne vorgelegt,
die Annahme fanden. Im ersten Quartal 2000 waren 87 In-
solvenzverfahren eröffnet worden, 24 wurden mangels
Masse abgewiesen und sechs Anträge mit Schuldenbereini-
gungsplänen wurden angenommen. Neben den Verbrau-
cherinsolvenzen trugen auch Regelinsolvenzverfahren na-
türlicher Personen (+ 18) und überschuldeter Nachlässe
(+ 10) zu der insgesamt gestiegenen Zahl der Privatinsolven-
zen bei.

� Die Bevölkerung Hessens nahm in den ersten neun Mo-
naten des Jahres 2000 um rund 12 500 auf 6 064 400 zu.
Die Zunahme resultierte allein aus einem Wanderungsge-
winn von gut 13 900 Personen, dem ein Geburtendefizit von
1450 Personen gegenüberstand. Damit nahm die Bevölke-
rungszahl etwas schwächer zu als im gleichen Vorjahreszeit-
raum. Ausschlaggebend dafür war ein leichter Rückgang der
Zuzüge um 500 auf 125 750 bei gleichzeitigem Anstieg der
Fortzüge um rund 600 auf gut 111 800, sodass der Wande-
rungsgewinn um rund 1100 Personen niedriger ausfiel als in
den ersten drei Quartalen des Jahres 1999. Die Zahl der Ge-
burten war in den ersten neun Monaten 2000 mit gut
42 800 um rund 1150 niedriger als im entsprechenden Vor-
jahreszeitraum. Da gleichzeitig die Sterbefälle um 1000 auf
rund 44 300 abnahmen, war das Geburtendefizit nur um gut
100 höher als von Januar bis September 1999.

� Die Zahl der Gewerbemeldungen insgesamt verfehlte
in Hessen auch im ersten Quartal 2001 knapp das Niveau des
Vorjahres, nachdem sie bereits in den letzten drei Quartalen
des vergangenen Jahres zurückgegangen war. In den ersten
drei Monaten des laufenden Jahres wurden insgesamt
18 100 Betriebe angemeldet und 16 700 abgemeldet. Die
Bilanz fiel weniger gut aus als im Vergleichszeitraum des letz-

ten Jahres, weil sich die Zahl der Anmeldungen um knapp
550 Betriebe oder 3 % verringerte, währen die Abmeldun-
gen nahezu unverändert waren. Daraus resultiert ein rechne-
rischer Zugang bei den Gewerbetreibenden von knapp
1400, ein knappes Drittel weniger als im ersten Quartal
2000. Der Rückgang bei den Anmeldungen ging überwie-
gend zu Lasten des Handels. Relativ noch stärker betroffen
war allerdings das Verarbeitende Gewerbe, hier wurden
17 % weniger Anmeldungen gezählt. Motor der Grün-
dungsaktivitäten war nach wie vor der Dienstleistungsbe-
reich, wo im ersten Quartal dieses Jahres, wie auch schon in
den beiden Vorquartalen, das Vorjahresergebnis überschrit-
ten wurde. Auf Grund der gleichzeitig rückläufigen Abmel-
dungen ist der Gesamtzuwachs bei den Gewerbetreibenden
im Wesentlichen wieder auf den Zuwachs des Dienstleis-
tungsgewerbes im engeren Sinn zurückzuführen, für das
sich ein Saldo von nahezu 1300 Betrieben errechnet.

� Nach ersten Ergebnissen der Einzelhandelsstatistik blie-
ben die Umsätze der in Hessen tätigen Einzelhändler in den
ersten vier Monaten des Jahres 2001 gegenüber dem glei-
chen Zeitraum des Vorjahres nahezu unverändert. Nach Aus-
schaltung der Preisveränderungen war dies ein reales Minus
von 1 %. Beim Einzelhandel im engeren Sinn, das heißt
ohne Kraftfahrzeughandel und Tankstellen, war die Lage nur
geringfügig besser. Mehr in seinen Kassen hatte vor allem
der Bereich „Apotheken, Sanitätshäuser, Drogerien und Par-
fümerien“ (nominal + 9 und real + 8 %). Die vom Umsatzan-
teil her bedeutendste Branche, der Einzelhandel mit Waren
verschiedener Art — hierzu zählen beispielsweise die Super-
märkte und Kaufhäuser —, konnte ihr Vorjahresniveau nur
nominal übertreffen. Die hierzu gehörenden Geschäfte hat-
ten nominal knapp 2 % mehr Umsatz; real verharrte er auf
dem Niveau des Vorjahres. Weiterhin im Minus verblieb der
Bereich „Kraftfahrzeughandel und Tankstellen“, der in der
Vergangenheit das Gesamtergebnis für den Einzelhandel oft
positiv beeinflusst hatte: Im Vergleichszeitraum waren es no-
minal – 0,5 %, real annähernd – 2%.

� Die kassenmäßigen Steuereinnahmen der hessischen
Gemeinden beliefen sich im ersten Quartal dieses Jahres,
nach Abzug der an Bund und Länder abzuführenden Gewer-
besteuerumlage, auf 2,0 Mrd. DM. Damit lagen sie um
knapp 31 Mill. DM oder 1,5 % über den vergleichbaren Ein-
nahmen des ersten Vierteljahres 2000. Allein die Steuerein-
nahmen der kreisfreien Städte nahmen dabei zusammen um
30 Mill. DM (+ 3,1 %) auf 992 Mill. DM zu, während die der
kreisangehörigen Gemeinden bei 1,02 Mrd. DM stagnier-
ten. Von den kreisfreien Städten hatten zu Anfang dieses
Jahres allerdings nur Darmstadt (+ 30 Mill. DM oder
+ 103 %) und Wiesbaden (+ 40 Mill. DM oder + 30 %) hö-
here Steuereinnahmen als im ersten Quartal 2000. Außer bei
der Gewebesteuer erzielten die Gemeinden nur noch durch
die Einnahmen aus der Grundsteuer (+ 13 Mill. DM oder
+ 4,6 %) nennenswerte Mehreinnahmen, während aus den
Gemeindeanteilen an der Einkommenssteuer und der Um-
satzsteuer von Januar bis März nur 275 Mill. DM
(– 143 Mill. DM oder 34 %) in die Gemeindekassen flossen.
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Hebesätze
der

Realsteuern
Daten der Statistischen Ämter

des Bundes und der Länder

Ausgabe 2000

Die erstmalig herausgegebene Ver-
öffentlichung „Hebesätze der
Realsteuern . Ausgabe 2000” ent-
hält für alle Gemeinden und Städte
Deutschlands die Hebesätze der

� Grundsteuer A

� Grundsteuer B

� Gewerbesteuer

Außerdem enthält die Diskette die Einwohnerzahlen zum 30.06.2000, um die Mög-
lichkeit der Bildung von Einwohnergrößenklassen zu schaffen. Die Hebesätze sind
entweder für alle Gemeinden Deutschlands oder gezielt für die Gemeinden einzelner
Bundesländer abrufbar.

Die Hebesätze werden von den kommunalen Körperschaften zur Festsetzung der
durch den Steuerpflichtigen für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grund-
steuer A), für sonstige Grundstücke (Grundsteuer B) bzw. als Gewerbetreibender
(Gewerbesteuer) zu entrichtenden Steuer autonom bestimmt.

„Hebesätze der Realsteuern . Ausgabe 2000” ist gemeinsam erstellt von den
Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder. W-6

Zu beziehen vom
Hessischen Statistischen Landesamt, 65175 Wiesbaden

Telefon: 0611/3802-951.Fax: 0611/3802-992
E-Mail: vertrieb@hsl.de.Internet: www.hsl.de
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Diskette: Format: Excel 5.0/95,
Preis: 80,00 DM
(zuzügl. Versandkosten)



Ausgewählte Daten zur wirtschaftlichen Entwicklung in Hessen

Jahr
Monat

Vierteljahr

Verarbeitendes Gewerbe1) Bauhauptgewerbe3) Einzel-
handel Preise Arbeitsmarkt7)

Volumenindex des
Auftragseingangs2)

1995 = 100
Beschäf-

tigte

Index
des

Auftrags-
ein-

gangs4)
Beschäf-

tigte

Index
der
Um-

sätze5)

Preis-
index

für die
Lebens-

haltung6)
Arbeits-
lose8)

Arbeits-
losen-

quote9)

Offene
Stellen8)

Kurz-
arbeit

(Personen)
10)ins-

gesamt Inland Ausland
1995 = 100 1995 = 100 1995 = 100

Grundzahlen11)

1998 D 105,8 101,1 114,5 470 074 83,1 40 519 101,5 104,1 254 050 10,0 26 021 6 505
1999 D 98,6 92,9 109,2 464 707 86,6 37 865 102,8 105,0 239 257 9,4 30 650 6 396
2000 D 105,2 96,3 121,7 459 468 85,1 35 786 103,0 107,0 214 875 8,1 37 527 5 156

2000 März 118,0 108,8 135,1 457 904 93,7 35 528 110,8 106,6 228 878 8,9 39 531 6 424
1. Vj. D 104,2 94,4 122,4 457 650 68,9 35 881 99,3 106,4 . . . .

April 96,8 90,7 108,0 457 630 65,4 35 782 103,2 106,5 221 800 8,3 41 222 6 841
Mai 110,9 103,5 124,4 457 890 140,4 35 914 112,4 106,4 211 812 7,9 40 438 5 606
Juni 105,7 93,2 128,8 459 745 84,0 35 764 95,7 106,9 213 076 8,0 39 841 4 047

2. Vj. D 104,5 95,8 120,4 458 422 96,6 35 820 103,8 106,6 . . . .

Juli 100,4 93,9 112,3 460 138 102,4 35 806 96,2 107,4 213 256 8,0 39 929 3 096
August 105,4 102,7 110,5 462 039 74,6 35 922 100,8 107,3 206 753 7,7 38 512 4 486
September 112,9 101,3 134,4 461 887 110,6 35 878 100,4 107,8 201 102 7,5 38 139 4 924

3. Vj. D 106,2 99,3 119,1 461 355 95,9 35 869 99,1 107,5 . . . .

Oktober 108,2 96,5 129,8 461 162 85,5 36 072 102,6 107,5 196 354 7,3 35 763 4 783
November 110,0 99,9 128,7 461 091 76,0 35 726 110,0 107,7 195 173 7,3 34 950 4 518
Dezember 99,5 90,2 116,7 459 084 76,3 34 930 116,4 107,6 200 261 7,5 35 012 4 523

4. Vj. D 105,9 95,5 125,1 460 446 79,3 35 576 109,7 107,6 . . . .

2001 Januar 105,1 94,6 124,5 457 265 64,6 33 622 96,8 108,1 211 728 7,9 37 651 6 118
Februar 107,1 92,0 134,8 456 130 62,5 33 250 91,4 108,8 210 709 7,9 41 524 8 431
März 118,5 111,5 131,2 456 909 80,5 33 197 110,3 108,9 204 313 7,6 43 155 8 160

1. Vj. D 110,2 99,4 130,2 456 768 69,2 33 356 99,5 108,6 . . . .

April 96,2 89,5 108,7 456 287 76,1 33 423 103,0 109,2 200 712 7,5 42 863 7 050

Zu- bzw. Abnahme (–) jeweils gegenüber dem Vorjahr bzw. dem gleichen Zeitraum des Vorjahres in %11)

1998 D 3,0 7,1 – 3,0 – 2,3 – 12,7 – 10,9 1,4 1,3 – 2,6 . 21,7 – 44,8
1999 D – 6,8 – 8,1 – 4,6 – 1,1 4,2 – 6,5 1,3 0,9 – 5,8 . 17,8 – 1,7
2000 D 6,7 3,7 11,4 – 1,1 – 1,7 – 5,5 0,2 1,9 – 10,2 . 22,4 – 19,4

2000 März 9,3 5,1 16,3 – 2,1 – 5,6 – 4,4 – 4,3 2,1 – 8,6 . 21,1 – 37,7
1. Vj. 9,7 7,2 13,8 – 2,0 – 17,4 – 4,3 1,1 2,1 . . . .

April – 2,9 – 3,5 – 1,9 – 1,3 – 9,6 – 4,0 0,8 1,6 – 9,4 . 23,4 – 21,7
Mai 13,2 11,1 16,7 – 1,3 66,0 – 3,4 13,1 1,5 – 10,1 . 27,9 – 11,4
Juni 2,8 – 4,9 15,4 – 0,9 – 21,3 – 4,3 – 6,4 1,9 – 8,7 . 27,1 – 41,8

2. Vj. 4,3 0,7 10,1 – 1,2 9,9 – 3,9 2,4 1,7 . . . .

Juli 5,2 3,1 8,5 – 1,2 18,1 – 5,8 – 4,9 1,9 – 10,4 . 23,6 – 32,9
August 13,3 11,8 16,4 – 1,0 – 20,8 – 6,5 6,3 1,7 – 10,9 . 21,5 27,7
September 6,2 – 0,5 17,2 – 0,9 16,6 – 6,6 2,0 2,4 – 11,7 . 19,1 18,6

3. Vj. 8,1 4,6 14,1 – 1,1 1,4 – 6,6 1,0 2,0 . . . .

Oktober 7,1 2,1 14,8 – 0,3 – 14,4 – 7,4 – 2,6 2,1 – 12,9 . 17,9 – 1,5
November 1,7 1,2 2,3 – 0,2 27,8 – 7,3 – 0,9 2,1 – 13,3 . 20,8 – 26,1
Dezember 5,4 3,0 9,2 – 0,2 – 15,7 – 7,6 – 6,1 1,8 – 12,8 . 15,3 3,9

4. Vj. 4,6 2,0 8,5 – 0,2 – 4,8 – 7,4 – 3,3 2,0 . . . .

2001 Januar 12,9 14,4 11,1 – 0,1 25,6 – 7,3 6,6 1,9 – 11,4 . 16,6 7,1
Februar 5,4 0,3 12,4 – 0,3 1,7 – 7,2 – 5,1 2,3 – 10,9 . 12,2 21,9
März 0,4 2,5 – 2,9 – 0,2 – 14,2 – 6,6 – 0,5 2,2 – 10,7 . 9,2 27,0

1. Vj. 5,8 5,3 6,4 – 0,2 – 10,8 – 7,0 0,2 2,1 . . . .

April – 0,6 – 1,3 0,6 – 0,3 16,4 – 6,6 – 0,2 2,5 – 9,5 . 4,0 3,1

Zu- bzw. Abnahme (– ) jeweils gegenüber dem Vormonat bzw. dem Vorquartal in %11)

2000 März 16,1 18,6 12,7 0,1 52,5 – 0,8 – 12,3 0,2 – 3,2 . 6,8 – 7,1
1. Vj. 3,0 0,9 6,2 – 0,8 – 17,3 – 6,6 – 12,4 0,9 . . . .

April – 18,0 – 16,6 – 20,1 – 0,1 – 30,3 0,7 – 6,9 – 0,1 – 3,1 . 4,3 6,5
Mai 14,6 14,1 15,2 0,1 114,8 0,4 8,9 – 0,1 – 4,5 . – 1,9 – 18,1
Juni – 4,7 – 10,0 3,5 0,4 – 40,2 – 0,4 – 14,9 0,5 0,6 . – 1,5 – 27,8

2. Vj. 0,3 1,5 – 1,6 0,2 40,2 – 0,2 4,5 0,2 . . . .

Juli – 5,0 0,8 – 12,8 0,1 21,9 0,1 0,5 0,5 0,1 . 0,2 – 23,5
August 5,0 9,4 – 1,6 0,4 – 27,1 0,3 4,8 – 0,1 – 3,0 . – 3,5 44,9
September 7,1 – 1,4 21,6 – 0,0 48,2 – 0,1 – 0,4 0,5 – 2,7 . – 1,0 9,8

3. Vj. 1,6 3,7 – 1,1 0,6 – 0,7 0,1 – 4,5 0,8 . . . .

Oktober – 4,2 – 4,7 – 3,4 – 0,2 – 22,7 0,5 2,2 – 0,3 – 2,4 . – 6,2 – 2,9
November 1,7 3,5 – 0,8 – 0,0 – 11,1 – 1,0 7,2 – 0,1 – 0,6 . – 2,3 – 5,5
Dezember – 9,5 – 9,7 – 9,3 – 0,4 0,3 – 2,2 5,8 – 0,1 2,6 . 0,2 0,1

4. Vj. – 0,3 – 3,8 5,0 – 0,2 – 17,3 – 0,8 10,7 0,1 . . . .

2001 Januar 5,6 4,9 6,7 – 0,4 – 15,3 – 3,7 – 16,8 0,5 5,7 . 7,5 35,3
Februar 1,9 – 2,7 8,3 – 0,2 – 3,3 – 1,1 – 5,6 0,6 – 0,5 . 10,3 37,8
März 10,6 21,2 – 2,7 – 0,2 28,7 – 0,2 20,7 0,1 – 3,0 . 3,9 – 3,2

1. Vj. 4,1 4,1 4,1 – 0,8 – 12,7 – 6,2 – 9,3 0,9 . . . .

April – 18,8 – 19,7 – 17,1 – 0,1 – 5,4 0,7 – 6,6 0,3 – 1,8 . – 0,7 – 13,6

1) Einschl. Bergbau sowie Gewinnung von Steinen und Erden. Betriebe von Unternehmen mit im Allgemeinen 20 oder mehr Beschäftigten. Wegen der Umstellung auf
die neuen EU-Klassifikationen ab 1995 sind Vorjahresvergleiche nicht möglich. — 2) Ohne Bergbau und ohne Gewinnung von Steinen und Erden; preisbereinigt, kalen-
dermonatlich. — 3) Betriebe von Unternehmen mit 20 oder mehr Beschäftigten. — 4) Wertindex. — 5) Ohne Mehrwertsteuer. — 6) Alle privaten Haushalte. —
7) Quelle: Landesarbeitsamt Hessen. — 8) Bei Monatswerten Stand am Monatsende. — 9) Arbeitslose in % der abhängigen zivilen Erwerbspersonen. — 10) Bei Monats-
werten Stand Monatsmitte. — 11) Gegenüber der letzten Ausgabe teilweise berichtigte Ergebnisse.
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Hessischer Zahlenspiegel

Art der Angabe
Maß- bzw.
Mengen-
einheit

1998 1999 1999 2000

Durchschnitt Sept. Okt. Nov. August Sept. Okt. Nov.

* Mit einem Stern versehene Positionen werden von allen Statistischen Landesämtern im ,,Zahlenspiegel’’ veröffentlicht.
1) Fortschreibungsergebnisse auf der Basis der Bevölkerungsfeststellung vom 25. Mai 1987 (Volkszählung). — 2) Nach dem Ereignisort. — 3) Nach der alleinigen oder der
Hauptwohnung der Mutter. — 4) Nach der alleinigen oder Hauptwohnung des Verstorbenen. — 5) Ohne innerhalb der Gemeinden Umgezogene. — 6) Quelle: Landesar-
beitsamt Hessen. — 7) Arbeitslose in % der abhängigen zivilen Erwerbspersonen. — 8) Einschl. Land- und Forstwirtschaft, Fischerei. Quelle: Bundesanstalt für Arbeit. —
9) Auf Grund der Einführung der neuen Wirtschaftszweigsystematik (WZ 93) ist die Vergleichbarkeit mit früheren Erhebungen nicht gewährleistet. — 10) Durchschnitt für
die Monate März, Juni, September und Dezember. — 11) Ein Nachweis in wirtschaftsfachlicher Gliederung ist auf Grund von Strukturverschiebungen zur Zeit nicht möglich.
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BEVÖLKERUNG

* B e v ö l k e r u n g am Monatsende1) 1000

N a t ü r l i c h e B e v ö l k e r u n g s-
b e w e g u n g:

* Eheschließungen2) Anzahl
auf 1000 Einwohner und 1 Jahr “

* Lebendgeborene3) ”
auf 1000 Einwohner und 1 Jahr “

* Gestorbene4) (ohne Totgeborene) ”
auf 1000 Einwohner und 1 Jahr “

* darunter im ersten Lebensjahr Gestorbene ”
auf 1000 Lebendgeborene “

* Überschuß der Geborenen bzw. Gestorbenen (–) ”
auf 1000 Einwohner und 1 Jahr “

W a n d e r u n g e n:
* Zuzüge über die Landesgrenzen Anzahl
* darunter aus dem Ausland ”
* Fortzüge über die Landesgrenzen “
* darunter in das Ausland ”
* Wanderungsgewinn bzw. -verlust (–) “
* Innerhalb des Landes Umgezogene5) ”

ARBEITSMARKT

* Arbeitslose am Monatsende6) Anzahl
* darunter Frauen “
* darunter Männer ”
* darunter Ausländer “
* darunter Jugendliche unter 20 Jahren ”
* Arbeitslosenquote7) insgesamt %
* darunter der Frauen “
* darunter der Männer ”
* darunter der Ausländer “
* darunter der Jugendlichen unter 20 Jahren ”
* Offene Stellen am Monatsende6) Anzahl
* Kurzarbeiter (Monatsmitte)6) “

* Sozialversicherungspflichtig beschäftigte
Arbeitnehmer am Arbeitsort insgesamt8)11) 1000

* darunter Frauen ”
* darunter Ausländer “
* darunter Teilzeitbeschäftigte ”
* darunter darunter Frauen “

darunter ausgew. Wirtschaftsabschnitte9):
* Bergbau ”
* darunter Frauen “
* Verarbeitendes Gewerbe ”
* darunter Frauen “
* Energie- und Wasserversorgung ”
* darunter Frauen “
* Baugewerbe ”
* darunter Frauen “
* Handel- und Gastgewerbe ”
* darunter Frauen “
* Verkehr- und Nachrichtenübermittlung ”
* darunter Frauen “
* Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe ”
* darunter Frauen “
* Grundstückswesen, Vermietung,

Dienstleistungen für Unternehmen ”
* darunter Frauen “
* öffentliche Verwaltung u. ä. ”
* darunter Frauen “
* öffentliche und private Dienstleistungen

(ohne öffentl. Verwaltung) ”
* darunter Frauen “

6 032,5 6 042,8 6 048,8 6 051,0 6 051,8 6 062,1 6 064,4 6 067,4 . . .

2 666 2 718 5 021 2 388 1 785 4 286 3 505 2 159 . . .
5,3 5,4 10,1 4,6 3,6 8,3 7,1 4,2 . . .

5 047 4 916 5 539 4 527 4 781 5 396 4 815 5 163 . . .
10,0 9,8 11,1 8,8 9,6 10,5 9,7 10,0 . . .

5 082 5 088 4 588 4 564 5 244 4 536 4 452 4 998 . . .
10,1 10,1 9,2 8,9 10,5 8,8 9,0 9,7 . . .

24 22 27 22 10 12 18 15 . . .
4,8 4,5 4,9 4,9 2,1 2,2 3,7 2,9 . . .

– 34 – 172 951 – 37 – 463 860 363 165 . . .
– 0,1 – 0,4 1,9 – 0,1 – 0,9 1,7 0,7 0,3 . . .

13 316 14 164 16 079 16 238 14 539 17 536 15 451 17 501 . . .
5 443 6 186 7 115 6 777 5 855 7 429 6 778 7 483 . . .

12 995 12 591 14 542 13 981 13 360 15 193 13 492 14 696 . . .
6 000 9 114 6 358 5 586 6 113 6 714 5 768 5 891 . . .

320 1 574 1 537 2 257 1 179 2 343 1 959 2 805 . . .
18 531 19 091 19 543 18 967 21 096 21 306 17 567 19 633 . . .

1999 2000 2000 2001

Durchschnitt März April Mai Febr. März April Mai

239 257 214 875 228 878 221 800 211 812 210 709 204 313 200 712 194 170
105 186 96 519 99 808 98 197 95 085 91 633 89 548 89 329 86 988
134 071 118 356 129 070 123 603 116 727 119 076 114 765 111 383 107 182
51 080 45 177 48 534 47 239 45 162 44 234 43 475 42 840 41 574
5 747 5 442 5 574 5 155 4 622 4 964 4 729 4 627 4 385

9,4 8,1 8,9 8,3 7,9 7,9 7,6 7,5 7,1
9,1 8,0 8,6 8,0 7,7 7,4 7,3 7,2 6,8
9,6 8,3 9,2 8,5 8,1 8,2 7,9 7,7 7,3

17,2 14,8 16,4 15,4 14,7 14,4 14,1 13,9 14,1
8,0 5,8 7,7 5,0 4,5 4,8 4,6 4,5 3,5

30 650 37 527 39 531 41 222 40 438 41 524 43 155 42 863 41 363
6 396 5 156 6 424 6 841 5 606 8 431 8 160 7 050 6 463

1998 1999 1998 1999

Durchschnitt10) Juni Sept. Dez. März Juni Sept. Dez.

2 105,3 2 130,8 2 093,0 2 128,8 2 110,9 2 102,7 2 116,0 2 153,0 2 151,5
903,7 916,6 896,9 911,4 906,7 906,1 908,0 924,0 928,3
226,6 227,8 225,8 229,6 226,0 225,0 227,0 231,1 227,9
310,0 . 307,7 310,9 315,1 316,2 . . .
272,5 . 271,1 273,4 275,0 274,7 . . .

. . . 9,2 8,8 8,6 . . .

. . . 0,9 0,9 0,9 . . .

. . . 543,0 535,8 530,2 . . .

. . . 142,6 139,9 138,2 . . .

. . . 17,0 17,0 17,6 . . .

. . . 3,0 2,9 3,2 . . .

. . . 136,0 129,7 125,7 . . .

. . . 16,0 15,8 15,4 . . .

. . . 388,6 384,4 382,7 . . .

. . . 188,0 186,1 185,4 . . .

. . . 144,2 144,1 144,5 . . .

. . . 47,8 47,8 48,2 . . .

. . . 139,3 138,9 139,1 . . .

. . . 68,7 68,4 68,4 . . .

. . . 249,2 250,9 253,6 . . .

. . . 111,1 111,5 113,2 . . .

. . . 130,7 130,3 129,1 . . .

. . . 74,9 74,9 74,6 . . .

. . . 356,6 358,0 357,9 . . .

. . . 254,2 254,8 254,7 . . .



Hessischer Zahlenspiegel

Art der Angabe
Maß- bzw.
Mengen-
einheit

1999 2000 2000 2001

Durchschnitt Febr. März April Jan. Febr. März April

* Mit einem Stern versehene Positionen werden von allen Statistischen Landesämtern im ,,Zahlenspiegel’’ veröffentlicht.
1) Gewerbliche und Hausschlachtungen von Tieren in- und ausländischer Herkunft. — 2) Gewerbliche Schlachtungen (ohne Geflügel); einschl. Schlachtfetten, jedoch ohne
Innereien. — 3) In Betrieben ab 3000 Hennenhaltungsplätzen. — 4) Einschl. Bergbau sowie Gewinnung von Steinen und Erden. Betriebe von Unternehmen mit im Allgemeinen
20 und mehr Beschäftigten. — 5) Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz. — 6) Kalendermonatlich. — 7) Ohne Bergbau und ohne Gewinnung von Steinen und Erden;
preisbereinigt, kalendermonatlich. — 8) Zu- bzw. Abnahme (–) jeweils gegenüber dem Vorjahr bzw. dem gleichen Vorjahresmonat. — 9) Ohne Pumpstromverbrauch und ohne
Übertragungsverluste; ohne Eigenverbrauch der Kraftwerke.
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LANDWIRTSCHAFT

S c h l a c h t u n g e n1):
Rinder Anzahl
Kälber “
Schweine ”

darunter hausgeschlachtet “

S c h l a c h t m e n g e n2):
* Gesamtschlachtgewicht Tonnen

darunter von
* Rindern ”
* Kälbern “
* Schweinen ”

G e f l ü g e l :
* Erzeugte Konsumeier3) 1000 St.

M i l c h e r z e u g u n g :
Kuhmilcherzeugung Tonnen

* darunter an Molkereien u. Händler geliefert “
Milchleistung je Kuh und Tag kg

VERARBEITENDES GEWERBE  4)

* Beschäftigte (einschl. tätiger Inhaber) 1000
darunter Arbeiter (einschl. gewerbl. Azubi.) ”

* Geleistete Arbeiterstunden “
* Bruttolohnsumme Mill. DM
* Bruttogehaltssumme ”
* Gesamtumsatz (ohne Mwst.) “
* darunter Auslandsumsatz ”

Exportquote5) %

Index der Nettoproduktion
insgesamt6) 1991 = 100

darunter
Vorleistungsgüterproduzenten “
Investitionsgüterproduzenten “
Gebrauchsgüterproduzenten ”
Verbrauchsgüterproduzenten ”

Index der Nettoproduktion
im Verarbeitenden Gewerbe7) 1991 = 100

darunter
Chemische Industrie “
Maschinenbau ”
Fahrzeugbau ”
Elektrotechnik, Feinmechanik, Optik usw. “

Volumenindex des Auftragseingangs7) 1995 = 100
insgesamt %8)

davon
Vorleistungsgüterproduzenten ”
Investitionsgüterproduzenten “
Gebrauchsgüterproduzenten ”
Verbrauchsgüterproduzenten “

Volumenindex des Auftragseingangs
nach ausgewählen Branchen:
Chemische Industrie %8)

Maschinenbau “
Kraftwagen und -teile “
Herstellung von Metallerzeugnissen ”

ÖFFENTLICHE ENERGIEVERSORGUNG

* Stromerzeugung (brutto) Mill. kWh
* Stromverbrauch9) ”

8 088 7 302 8 302 8 813 7 464 4 576 5 470 7 554 5 724
341 350 389 260 513 155 206 246 342

108 303 102 959 101 840 100 713 103 570 100 835 90 178 101 101 92 811
9 044 7 765 10 580 9 916 7 853 11 360 9 942 11 639 7 638

11 653 11 148 10 823 11 156 11 483 9 711 9 099 10 706 10 301

2 207 2 032 2 168 2 315 2 086 1 115 1 354 1 852 1 519
30 33 30 18 46 14 18 21 32

9 099 8 686 8 399 8 329 8 778 8 309 7 390 8 243 7 853

30 668 31 856 31 045 35 673 32 666 32 589 29 070 30 867 30 456

87 211 84 688 82 354 86 745 89 280 84 990 79 827 87 231 87 137
82 275 80 642 77 830 81 909 84 600 81 227 76 428 83 467 83 496

16,4 15,8 16,2 15,9 16,9 15,6 18,0 17,8 18,4

464,4 459,5 457,5 457,9 457,6 457,3 456,1 456,9 456,3
275,0 271,1 269,6 270,0 269,1 269,9 269,4 269,8 269,2

35 589 34 952 35 953 38 229 32 756 35 342 34 142 36 786 33 350
1 285,7 1 292,4 1 184,8 1 228,3 1 212,7 1 247,3 1 195,5 1 240,0 1 258,0
1 424,5 1 446,6 1 358,0 1 419,6 1 408,0 1 406,6 1 349,7 1 442,1 1 458,0

12 763,0 13 425,7 12 643,3 14 686,6 11 950,7 12 785,6 12 741,0 14 642,1 12 852,6
4 278,5 5 016,1 4 920,8 5 598,5 4 389,7 5 025,9 4 958,6 5 701,0 4 855,1

33,5 37,4 38,9 38,1 36,7 39,3 38,9 38,9 37,8

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

– 6,8 6,7 12,4 9,3 – 2,9 12,9 5,4 0,4 – 0,6

– 1,9 5,6 14,8 7,4 – 0,2 16,1 – 0,5 – 3,3 0,1
– 14,3 9,2 18,1 13,6 – 8,3 8,8 17,6 0,0 – 0,6
– 8,8 10,5 15,7 18,8 37,0 10,3 9,3 – 1,6 – 28,3
– 1,2 2,9 – 12,2 2,2 – 11,3 13,2 – 3,9 26,1 13,2

– 2,3 6,7 4,6 8,3 – 4,0 12,7 – 6,1 3,0 2,5
– 5,9 15,8 22,3 25,0 4,4 15,1 4,8 – 9,5 – 12,7

– 20,0 – 9,3 4,4 – 18,6 – 37,9 – 1,5 – 2,0 – 12,0 24,8
– 1,4 5,5 15,7 7,1 – 3,6 27,9 – 3,3 – 3,5 2,9

2 278,0 2 128,5 2 721,6 2 641,0 2 193,8 . . . . . . . . . . . .
2 714,2 2 895,0 3 440,4 3 031,3 2 635,7 . . . . . . . . . . . .



Hessischer Zahlenspiegel

Art der Angabe
Maß- bzw.
Mengen-
einheit

1999 2000 2000 2001

Durchschnitt Febr. März April Jan. Febr. März April

* Mit einem Stern versehene Positionen werden von allen Statistischen Landesämtern im ,,Zahlenspiegel’’ veröffentlicht.
1) Vorbereitende Baustellenarbeiten, Hoch- und Tiefbau. Nach der Totalerhebung hochgerechnete Ergebnisse. — 2) Einschl. Polieren und Meistern. — 3) Einschl. Entgelten für
Poliere und Meister. — 4) Betriebe von Unternehmen mit im Allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten. — 5) Bauinstallation und sonstiges Baugewerbe. Ab 1997 Vierteljahres-
ergebnisse (März = 1. Vj., Juni = 2. Vj. usw.). Ergebnisse nach der neuen EU-Klassifikation liegen erst ab Januar 1996 vor. Vorjahresvergleiche sind nicht möglich. — 6) Ohne Gebäu-
deteile. — 7) Einschl. Gebäudeteilen. — 8) In Wohn- und Nichtwohngebäuden; alle Baumaßnahmen. — 9) Ohne Umsatzsteuer; teilweise berichtigte Ergebnisse. — 10) Vor allem
Warenhäuser, SB-Warenhäuser, Verbrauchermärkte und Supermärkte. — 11) Sowie mit Kraftfahrzeugteilen und -zubehör. — 12) Sowie Drogerien und Einzelhandel mit medizi-
nischen, orthopädischen und kosmetischen Artikeln. — 13) Sowie Hausrat. — 14) Sowie Bau- und Heimwerkerbedarf.
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BAUGEWERBE

B a u h a u p t g e w e r b e1)

* Beschäftigte (einschl. tätiger Inhaber) 1000
darunter

Facharbeiter2) “
Fachwerker und Werker ”
gewerblich Auszubildende “

* Geleistete Arbeitsstunden ”
darunter für den

* Wohnungsbau “
* gewerblichen und industriellen Bau ”

öffentlichen und Verkehrsbau “
* Bruttolohnsumme3) Mill. DM
* Bruttogehaltssumme ”

Baugewerblicher Umsatz (ohne Mwst.) “

* Index des Auftragseingangs4) 1995 = 100
darunter

* Wohnungsbau “
* gewerblicher und industrieller Bau “
* öffentlicher und Verkehrsbau ”

A u s b a u g e w e r b e5)

* Beschäftigte (einschl. tätiger Inhaber) 1000
* Geleistete Arbeitsstunden “

Bruttolohn- und -gehaltssumme Mill. DM
* Ausbaugewerblicher Umsatz (ohne Mwst.) ”

BAUGENEHMIGUNGEN

* Wohngebäude (Neu- und Wiederaufbau)6) Anzahl
* darunter mit 1 oder 2 Wohnungen “
* Umbauter Raum der Wohngebäude6) 1000 m3

* Wohnfläche in Wohngebäuden6) 1000 m2

* Veranschlagte reine Baukosten der
Wohngebäude7) 1000 DM

* Nichtwohngebäude (Neu- u. Wiederaufbau)6) Anzahl
* Umbauter Raum der Nichtwohngebäude6) 1000 m3

* Nutzfläche in Nichtwohngebäuden6) 1000 m2

* Veranschlagte reine Baukosten der
Nichtwohngebäude7) 1000 DM

* Wohnungen insgesamt8) Anzahl
* Wohnräume insgesamt8) ”

EINZELHANDEL UND GASTGEWERBE

E i n z e l h a n d e l
* Index der Umsätze9) — real 1995 = 100
* Index der Umsätze9) — nominal “

darunter (Einzelhandel mit)
Waren verschiedener Art10) ”
Kraftfahrzeugen11); Tankstellen “
Apotheken12) ”
Bekleidung “
Möbeln, Einrichtungsgegenständen13) ”
Metallwaren und Anstrichmitteln14) “

* Beschäftigte im Einzelhandel (Index) ”

G a s t g e w e r b e
* Index der Umsätze9) — real 1995 = 100
* Index der Umsätze9) — nominal “

darunter
Hotels, Gasthöfe, Pensionen, Hotels garnis ”
Restaurants, Cafés, Eisdielen, Imbisshallen “
Kantinen und Caterer ”

* Beschäftigte im Gastgewerbe (Index) “

62,1 60,7 60,4 59,9 60,3 58,3 57,7 57,6 57,9

32,6 32,0 31,9 31,6 31,8 30,4 30,0 30,0 30,1
9,8 9,5 9,0 9,1 9,3 8,9 8,7 8,8 8,9
3,1 2,9 3,0 3,0 3,0 2,8 2,8 2,7 2,7

5 923 5 756 5 047 5 905 5 585 3 766 4 475 5 187 5 309

2 262 2 214 1 949 2 293 2 186 1 523 1 768 2 017 1 998
1 812 1 716 1 663 1 716 1 607 1 222 1 379 1 569 1 554
1 817 1 798 1 415 1 868 1 760 998 1 310 1 578 1 725
190,4 188,1 155,1 175,7 186,7 158,7 142,1 156,0 183,6
80,9 78,2 74,8 73,8 78,0 70,7 69,4 69,6 74,4

1 039,2 1 001,1 707,2 930,1 871,2 630,8 794,9 860,3 802,9

86,6 85,1 61,4 93,7 65,4 64,6 62,5 80,5 76,1

66,5 53,2 50,5 62,0 61,3 30,7 43,1 49,2 48,8
90,9 99,6 75,3 91,6 59,5 86,8 59,8 93,1 90,2
92,4 84,9 50,3 113,8 74,9 55,7 76,5 82,0 73,6

25,2 24,6 . 24,5 . . . 23,7 .
7 316 7 148 . 7 075 . . . 6 694 .
330,5 337,4 . 322,7 . . . 311,6 .

1 036,3 1 203,3 . 1 007,4 . . . 921,5 .

1 048 913 926 951 1 020 543 697 850 798
932 818 846 843 910 487 607 737 712

1 151 1 021 1 031 1 101 1 190 636 831 1 075 919
213 188 184 198 221 113 154 194 168

645 188 513 757 504 971 565 396 585 766 330 147 441 010 546 666 484 695

271 245 191 208 276 167 175 242 193
808 875 618 735 857 1 015 676 1 170 1 320
190 186 121 172 199 189 135 227 213

348 572 415 718 228 927 381 725 332 956 447 588 351 101 506 736 656 466

2 278 1 968 1 943 2 077 2 236 1 158 1 707 1 959 1 800
11 744 10 306 10 016 10 987 11 743 6 099 8 210 9 854 9 131

100,8 100,1 93,9 107,9 100,6 93,6 88,1 105,9 98,7
102,8 103,3 96,3 110,8 103,2 96,8 91,4 110,3 103,0

115,7 111,2 105,5 136,9 113,6 96,6 102,0 132,0 115,7
101,7 101,4 94,5 106,5 102,3 101,4 90,7 107,0 104,4
118,4 126,0 117,6 125,6 116,8 130,5 128,4 132,9 128,5
86,4 86,7 73,1 81,8 87,4 81,2 68,7 89,8 87,1
95,6 88,0 85,6 93,7 85,1 82,7 77,7 94,7 82,9
97,7 111,0 88,3 114,6 119,7 79,1 79,8 109,4 120,0
90,7 87,3 87,5 87,5 87,8 86,1 85,8 86,0 86,3

90,8 91,4 83,0 91,0 87,9 82,0 83,3 93,3 84,3
95,2 96,9 87,3 95,3 93,0 86,8 88,2 99,1 90,5

101,8 107,0 97,2 103,8 94,1 94,6 97,1 113,7 93,2
90,4 89,9 81,4 88,3 93,1 78,3 79,5 87,6 84,3

105,6 107,9 94,6 108,4 99,3 102,8 101,9 113,4 107,0
88,2 84,7 81,6 82,5 84,9 83,2 86,6 88,8 90,5



Hessischer Zahlenspiegel

Art der Angabe
Maß- bzw.
Mengen-
einheit

1999 2000 2000 2001

Durchschnitt Febr. März April Jan. Febr. März April

* Mit einem Stern versehene Positionen werden von allen Statistischen Landesämtern im ,,Zahlenspiegel’’ veröffentlicht.
1) Ab Januar 2000 vorläufige Zahlen. Wegen der unterschiedlichen Abgrenzung von Spezial- und Generalhandel ist eine Saldierung von Einfuhr- und Ausfuhrergebnissen nicht
vertretbar. — 2) Mitgliedsländer nach dem Stand von Januar 1995 (Frankreich, Belgien-Luxemburg, Niederlande, Italien, Vereinigtes Königreich, Rep. Irland, Dänemark, Grie-
chenland, Spanien, Portugal, Schweden, Finnland, Österreich). — 3) Mitgliedsländer nach dem Stand vom Januar 1997 (Island, Norwegen, Liechtenstein, Schweiz). —
4) Alle Beherbergungsstätten mit mindestens 9 Betten, einschl. Jugendherbergen und Kinderheimen. Besteht eine Gemeinde aus mehreren Ortsteilen, so werden die Ortsteile
mit Fremdenverkehr jeweils der in Frage kommenden Gemeindegruppe zugeordnet. Die Gemeindegruppe ,,Erholungsorte’’ enthält nur noch die staatlich anerkannten Erho-
lungsorte; die bisherigen ,,Erholungsorte ohne Prädikat’’ werden der Gruppe ,,Sonstige Gemeinden’’ zugeordnet.
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AUSSENHANDEL

* A u s f u h r (Spezialhandel) insgesamt1) Mill. DM
davon

* Güter der Ernährungswirtschaft “
* Güter der gewerblichen Wirtschaft ”

davon
* Rohstoffe “
* Halbwaren ”
* Fertigwaren “
* davon
* Vorerzeugnisse ”
* Enderzeugnisse “

Unter den Fertigwaren waren
chemische Erzeugnisse ”
Maschinen “
Fahrzeuge ”
elektrotechnische Erzeugnisse “
Eisen- und Metallwaren ”

Ausfuhr nach ausgew. Verbrauchsländern:
* EU-Länder2) “

darunter
Vereinigtes Königreich ”
Frankreich “
Italien ”
Niederlande “
Belgien-Luxemburg ”
Österreich ”

EFTA-Länder3) “
darunter

Schweiz “
Norwegen ”

USA “

* E i n f u h r (Generalhandel) insgesamt1) ”
davon

* Güter der Ernährungswirtschaft “
* Güter der gewerblichen Wirtschaft ”

davon
* Rohstoffe “
* Halbwaren ”
* Fertigwaren “

davon
* Vorerzeugnisse ”
* Enderzeugnisse “
* Einfuhr aus EU-Ländern2) ”

FREMDENVERKEHR 4)

* Gästeankünfte 1000
* darunter von Auslandsgästen “
* Gästeübernachtungen ”

darunter von Auslandsgästen “
Gästeübernachtungen nach Berichts-

gemeindegruppen:
Heilbäder ”
Luftkurorte “
Erholungsorte ”
Sonstige Gemeinden “

darunter Großstädte ”

VERKEHR

B i n n e n s c h i f f f a h r t
Güterumschlag insgesamt 1000 t
davon

* Güterversand “
* Güterempfang ”

4 212,1 4 897,6 4 969,8 5 234,3 4 633,1 . . . . . . . . . . . .

104,7 117,6 90,5 102,2 108,8 . . . . . . . . . . . .
4 107,4 4 780,0 4 879,2 5 132,1 4 524,2 . . . . . . . . . . . .

36,6 42,6 47,9 47,7 47,0 . . . . . . . . . . . .
322,2 383,4 395,5 458,6 354,0 . . . . . . . . . . . .

3 748,5 4 354,0 4 435,9 4 625,8 4 123,2 . . . . . . . . . . . .
. . . . . . . . . . . .

745,9 922,3 1 013,4 1 138,4 927,4 . . . . . . . . . . . .
3 002,7 3 431,8 3 422,5 3 487,4 3 195,8 . . . . . . . . . . . .

1 047,3 1 293,5 1 519,7 1 496,4 1 282,8 . . . . . . . . . . . .
666,2 739,8 734,4 713,3 717,1 . . . . . . . . . . . .
587,4 585,9 586,8 672,8 418,9 . . . . . . . . . . . .
472,3 566,8 525,6 563,7 549,6 . . . . . . . . . . . .
302,8 382,4 332,4 387,4 413,8 . . . . . . . . . . . .

2 300,1 2 562,6 2 845,1 2 826,9 2 554,0 . . . . . . . . . . . .

364,3 365,9 451,0 404,8 357,3 . . . . . . . . . . . .
417,0 479,9 567,0 509,5 432,4 . . . . . . . . . . . .
298,8 370,8 431,4 433,5 415,8 . . . . . . . . . . . .
266,7 285,4 295,8 323,6 314,0 . . . . . . . . . . . .
221,4 242,5 271,0 270,3 234,4 . . . . . . . . . . . .
236,4 244,4 239,2 254,2 249,6 . . . . . . . . . . . .
234,9 275,6 228,1 269,9 234,5 . . . . . . . . . . . .

199,1 240,0 195,2 230,8 203,7 . . . . . . . . . . . .
32,5 30,9 28,8 35,7 26,5 . . . . . . . . . . . .

429,1 509,5 524,1 566,2 460,2 . . . . . . . . . . . .

7 173,5 8 764,2 7 271,2 9 528,1 8 082,3 . . . . . . . . . . . .

322,2 346,1 313,8 316,8 314,8 . . . . . . . . . . . .
6 851,3 8 418,1 6 957,4 9 211,4 7 767,5 . . . . . . . . . . . .

77,0 102,5 93,6 100,6 85,5 . . . . . . . . . . . .
699,3 790,5 592,5 608,7 705,5 . . . . . . . . . . . .

6 074,9 7 525,1 6 271,3 8 502,0 6 976,5 . . . . . . . . . . . .

669,5 869,3 724,7 978,1 755,2 . . . . . . . . . . . .
5 405,5 6 655,8 5 546,6 7 523,9 6 221,3 . . . . . . . . . . . .
3 372,3 4 049,7 3 319,0 4 336,0 3 620,0 . . . . . . . . . . . .

763 816 684 756 732 672 674 805 745
191 211 174 176 173 180 172 193 179

2 000 2 138 1 787 1 919 1 988 1 802 1 787 2 073 2 013
370 409 386 351 327 400 370 404 330

600 644 534 594 618 535 557 614 625
133 131 83 92 113 79 81 100 117
94 98 61 64 96 54 62 65 99

1 173 1 265 1 108 1 168 1 159 1 133 1 087 1 292 1 172
526 575 566 567 508 590 538 642 509

1 301 1 350 1 339 1 355 1 322 1 179 1 339 1 121 . . .

205 226 212 303 248 236 212 169 . . .
1 096 1 124 1 127 1 052 1 074 942 1 127 953 . . .



Hessischer Zahlenspiegel

Art der Angabe
Maß- bzw.
Mengen-
einheit

1999 2000 2000 2001

Durchschnitt Febr. März April Jan. Febr. März April

* Mit einem Stern versehene Positionen werden von allen Statistischen Landesämtern im ,,Zahlenspiegel’’ veröffentlicht.
1) Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt. — 2) Einschl. der innerhalb 30 Tagen an den Unfallfolgen Gestorbenen. — 3) Vierteljahresergebnisse (März = 1. Vj., Juni = 2. Vj. usw.); Jahres-
durchschnitt = Monatsdurchschnitt; nur Unternehmen mit 6 oder mehr Bussen. — 4) Allgemeiner Linienverkehr, Sonderformen des Linienverkehrs (Berufsverkehr, Schüler-,
Markt- und Theaterfahrten), freigestellter Schülerverkehr. — 5) Die Angaben umfassen die in Hessen gelegenen Niederlassungen der zur monatlichen Bilanzstatistik berichten-
den Kreditinstitute; ohne Landeszentralbank, ohne Kreditinstitute mit überregionalen Sonderaufgaben (ohne Filialnetz) sowie ohne Postgiro- und Postsparkassenämter. —
6) Einschl. durchlaufender Kredite. — 7) Ohne durchlaufende Kredite. — 8) Bis einschl. 1998 ohne Kleingewerbe. — 9) Bis einschl. 1998 „von übrigen Gemeinschuldnern“. — 10) Bis
einschl. 1998 „Beantragte Konkurse“. — 11) Und andere Brennstoffe. — 12) Sowie deren Instandhaltung. — 13) Neubau in konventioneller Bauart, Bauleistungen am Bauwerk. —
14) Durchschnitt aus den Ergebnissen für die Monate Februar, Mai, August und November.
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Noch: VERKEHR

S t r a ß e n v e r k e h r
* Zulassungen fabrikneuer Kraftfahrzeuge1) Anzahl

darunter
Personenkraftwagen (einschl. Kombi) “

* Lkw (auch mit Spezialaufbau) ”
Krafträder (einschl. Kraftrollern) “
Zugmaschinen (zulassungspflichtige) ”

Straßenverkehrsunfälle
* Unfälle mit Personenschaden “
* Getötete Personen2) ”
* Verletzte Personen “

Personenverkehr der Straßenverkehrs-
unternehmen3)

Beförderte Personen 1000
davon im

Linienverkehr4) ”
Gelegenheitsverkehr “

Gefahrene Wagenkilometer 1000 km
davon im

Linienverkehr4) ”
Gelegenheitsverkehr “

Einnahmen 1000 DM
davon aus

Linienverkehr4) ”
Gelegenheitsverkehr “

GELD UND KREDIT

B a n k e n5)

Kredite an Nichtbanken insgesamt6)

(Stand am Jahres- bzw. Monatsende) Mill. DM
darunter

Kredite an inländische Nichtbanken6) ”
davon

kurzfristige Kredite “
Kredite über 1 Jahr7) ”

Einlagen und aufgenommene Gelder6)

von Nichtbanken insgesamt (Stand am
Jahres- bzw. Monatsende) Mill. DM

Z a h l u n g s s c h w i e r i g k e i t e n
* Insolvenzen insgesamt Anzahl

davon
* von Unternehmen, einschl. Kleingewerbe8) ”
* von privaten Personen und Nachlässe9) “
* Beantragte Insolvenzen10) ”
* darunter mangels Masse abgelehnt “

PREISE

* Preisindex für die Lebenshaltung aller
privaten Haushalte insgesamt 1995 = 100

darunter
Nahrungsmittel, alkoholfreie Getränke ”
Bekleidung, Schuhe “
Wohnung, Wasser, Strom, Gas11) ”
Einrichtungsgegenstände (Möbel),

Apparate, Geräte und Ausrüstungen
für den Haushalt12) “

Verkehr (einschl. Kraftstoffe) ”
Nachrichtenübermittlung “
Freizeit, Unterhaltung, Kultur ”
Beherbergungs- und Gaststätten-

dienstleistungen “
* Preisindex für die Lebenshaltung von

4-Personen-Haushalten von Arbeitern
und Angestellten mit mittlerem Einkommen 1995 = 100

* Preisindex für Wohngebäude (Neubau)13) 1995 = 100

34 124 30 577 30 281 43 752 29 550 25 610 27 867 39 515 33 205

29 759 26 145 26 381 34 530 23 588 22 922 23 393 33 386 27 477
1 877 1 868 1 735 2 177 1 819 1 325 1 476 2 115 1 995
2 073 1 998 1 634 5 898 3 494 873 2 588 2 788 2 956

297 287 290 346 270 302 245 307 354

2 310 2 252 1 967 2 057 2 037 1 936 1 662 2 000 2 115
47 45 44 32 39 41 39 23 37

3 111 3 031 2 621 2 770 2 748 2 647 2 271 2 737 2 984

37 353 39 561 . 122 809 . . . 120 342 .

36 883 39 083 . 121 877 . . . 119 461 .
469 478 . 931 . . . 880 .

23 547 24 402 . 65 461 . . . 65 511 .

18 640 19 432 . 57 689 . . . 57 092 .
4 908 4 970 . 7 772 . . . 8 419 .

75 526 80 498 . 209 746 . . . 222 005 .

61 015 64 443 . 187 975 . . . 200 400 .
14 511 16 055 . 21 771 . . . 21 605 .

920 746 319 593 . 949 509 . . . 1 051 045 .

764 951 260 199 . 775 762 . . . 798 151 .

120 360 43 486 . 132 240 . . . 146 918 .
644 591 216 713 . 643 523 . . . 651 233 .

685 448 246 770 . 727 381 . . . 824 451 .

201 235 203 230 227 321 252 274 199

155 153 140 168 158 209 164 164 126
45 82 63 62 69 112 88 110 73

201 235 203 230 227 321 252 274 199
133 123 100 117 134 180 100 128 89

105,0 107,0 106,4 106,6 106,5 108,1 108,8 108,9 109,2

102,1 101,4 101,9 101,6 101,8 102,7 103,2 103,9 105,1
103,4 104,0 104,0 104,1 104,0 104,1 104,1 104,2 104,1
107,4 110,7 109,1 109,5 109,5 112,5 112,7 112,8 113,2

102,2 102,1 102,1 102,1 102,2 102,2 102,5 102,5 102,5
107,9 113,9 112,2 113,5 112,4 115,2 117,5 117,6 118,4
88,0 84,3 85,6 84,5 84,3 83,4 83,4 82,2 81,7

103,4 104,9 105,2 105,0 104,9 105,6 107,4 106,8 105,6
103,0 103,7 103,1 102,6 103,4 103,0 103,4 103,0 104,0

104,9 106,6 106,1 106,2 106,2 107,5 108,2 108,3 108,7

100,214) 100,214) 101,0 . . . 102,1 . .



Hessischer Zahlenspiegel

Art der Angabe
Maß- bzw.
Mengen-
einheit

1999 2000 2000 2001

Durchschnitt Febr. März April Jan. Febr. März April

* Mit einem Stern versehene Positionen werden von allen Statistischen Landesämtern im ,,Zahlenspiegel’’ veröffentlicht.
1) Einschl. Gewerbesteuerumlage. — 2) Vor Zerlegung. — 3) Einschl. Zoll-Euro. — 4) Vierteljahresdurchschnitte. — 5) Und steuerähnliche Einnahmen. — 6) Durchschnitt aus den
Ergebnissen für die Monate Januar, April, Juli und Oktober. — 7) Neuer Berichtskreis im Bereich des Produzierenden Gewerbes. — 8) Sowie bei Instandhaltung und Reparatur von
Kraftfahrzeugen und Gebrauchsgütern.
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STEUERN

Steueraufkommen insgesamt1) Mill. DM
davon

Gemeinschaftsteuern “
davon

Lohnsteuer2) ”
veranlagte Einkommensteuer “
nicht veranlagte Steuern vom Ertrag ”
Zinsabschlag2) “
Körperschaftsteuer2) ”
Umsatzsteuer “
Einfuhrumsatzsteuer ”

Bundessteuern “
darunter

Mineralölsteuer ”
Versicherungsteuer “

Zölle3) ”
Landessteuern “
darunter

Vermögensteuer ”
Erbschaftsteuer “
Grunderwerbsteuer ”
Kraftfahrzeugsteuer “

Gewerbesteuerumlage ”

Kassenmäßiges Steueraufkommen
der Gemeinden und Gemeindeverbände Mill. DM

davon
Grundsteuer A “
Grundsteuer B ”
Gewerbesteuer nach Ertrag und

Kapital (brutto) “
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer ”
andere Steuern5) “

LÖHNE UND GEHÄLTER

A r b e i t e r v e r d i e n s t e
im Produzierenden Gewerbe7)

* Bruttomonatsverdienst insgesamt DM
* Männliche Arbeiter ”

darunter Facharbeiter “
* Weibliche Arbeiter ”

darunter Hilfsarbeiterinnen “
* Bruttostundenverdienst insgesamt ”
* Männliche Arbeiter “

darunter Facharbeiter ”
* Weibliche Arbeiter “

darunter Hilfsarbeiterinnen ”

A n g e s t e l l t e n v e r d i e n s t e
(Bruttomonatsverdienste)

* im Produzierenden Gewerbe “
* kaufmännische Angestellte ”
* männliche Angestellte “
* weibliche Angestellte ”
* technische Angestellte “
* männliche Angestellte ”
* weibliche Angestellte “
* in Handel, Kredit- u. Versicherungsgewerbe8)

insgesamt ”
* kaufmännische Angestellte “
* männliche Angestellte ”
* weibliche Angestellte “

6 486,1 6 949,5 6 141,5 5 695,4 5 671,0 7 922,2 6 676,9 7 384,2 6 581,3

5 707,7 6 120,7 5 094,3 4 895,2 4 966,4 7 173,6 5 786,0 6 244,6 5 690,2

2 710,1 2 908,6 2 468,7 2 564,7 2 807,3 3 229,4 2 731,3 2 920,6 2 886,2
116,0 149,7 – 120,4 431,3 – 81,7 – 80,3 – 136,2 124,7 – 91,6
344,9 445,6 168,6 144,7 391,1 823,5 249,0 129,2 545,7
360,5 439,9 565,6 421,7 474,2 1 295,7 681,6 449,4 524,6
425,9 461,0 49,5 166,9 – 312,5 219,8 – 29,6 1 001,8 368,0

1 496,9 1 402,0 1 666,7 889,4 1 461,9 1 423,4 1 981,6 1 173,6 1 157,8
253,5 314,1 295,6 276,4 226,3 262,1 308,4 445,2 299,5
458,0 488,0 701,5 456,3 313,0 410,1 590,4 798,8 396,1

91,0 61,7 43,2 58,4 56,3 16,6 44,4 58,2 33,6
112,0 112,2 493,6 100,6 64,7 75,8 364,6 326,5 98,8
28,3 25,8 22,7 24,4 24,0 26,0 24,2 21,9 18,9

242,3 255,3 257,3 319,5 223,7 358,0 269,6 318,9 319,6

11,1 11,1 3,8 8,6 5,5 12,2 3,4 3,3 14,3
36,3 42,5 46,2 49,4 26,5 109,6 34,2 48,8 44,2
77,3 84,4 77,8 135,7 74,1 74,1 92,7 103,8 121,0
86,5 86,7 82,2 103,0 86,5 127,5 93,0 124,5 111,6
49,8 59,7 65,6 0,0 143,8 – 45,8 6,7 0,0 156,5

1999 2000 1999 2000 2001

Durchschnitt4) Sept. Dez. März Juni Sept. Dez. März

3 039,8 3 148,3 3 158,1 4 497,1 2 059,0 3 148,3 3 371,6 4 014,1 1 944,8

8,4 8,5 10,1 6,9 8,4 8,6 10,0 6,9 8,5
293,7 294,9 334,3 242,7 280,0 335,7 321,9 242,0 293,4

1 497,0 1 451,6 1 642,3 1 931,4 1 315,7 1 494,8 1 734,3 1 261,7 1 337,4
1 064,7 1 215,8 1 039,1 1 922,6 385,6 1 132,3 1 135,4 2 209,8 266,7

36,8 33,6 37,4 32,1 36,4 37,9 33,8 26,2 30,4

1999 2000 1999 2000 2001

Durchschnitt6) Okt. Jan. April Juli Okt. Jan. April

4 617 4 730 4 681 4 603 4 710 4 781 4 755 4 691 . . .
4 781 4 892 4 846 4 754 4 870 4 946 4 920 4 850 . . .
5 085 5 195 5 145 5 046 5 165 5 261 5 225 5 160 . . .
3 516 3 632 3 559 3 573 3 608 3 663 3 648 3 646 . . .
3 229 3 392 3 271 3 341 3 370 3 429 3 397 3 402 . . .
28,20 28,83 28,39 28,63 28,74 28,96 28,88 28,95 . . .
29,10 29,75 29,27 29,56 29,65 29,88 29,80 29,93 . . .
31,27 31,99 31,47 31,81 31,87 32,18 31,98 32,17 . . .
21,99 22,48 22,21 22,28 22,36 22,60 22,53 22,50 . . .
19,98 20,77 20,17 20,62 20,69 20,91 20,77 20,75 . . .

6 715 6 845 6 763 6 755 6 800 6 859 6 900 6 921 . . .
6 329 6 504 6 383 6 407 6 472 6 512 6 560 6 548 . . .
7 222 7 428 7 281 7 336 7 392 7 434 7 486 7 441 . . .
5 252 5 355 5 291 5 262 5 318 5 370 5 404 5 440 . . .
7 052 7 151 7 095 7 064 7 094 7 173 7 205 7 253 . . .
7 204 7 304 7 242 7 206 7 242 7 331 7 364 7 409 . . .
5 590 5 753 5 655 5 729 5 706 5 751 5 795 5 857 . . .

5 588 5 742 5 616 5 628 5 731 5 732 5 805 5 865 . . .
5 613 5 770 5 634 5 657 5 766 5 760 5 829 5 902 . . .
6 254 6 422 6 280 6 332 6 424 6 393 6 482 6 587 . . .
4 808 4 931 4 820 4 811 4 919 4 937 4 985 5 033 . . .



Hessische
Gemeinde-
statistik
2000

Printversion:
Umfang: IXX und186 Seiten
Format: DIN A 4
Einband: kartoniert
Preis: 24,00 DM
(zuzügl. Versandkosten)

Diskettenversion:
Excel 97-Format
Preis: 24,00 DM
(zuzügl. Versandkosten)

Die Ausgabe 2000 der jährlich herausgegebenen ,,Hessischen
Gemeindestatistik’’ enthält nach Vorbemerkungen und begriffli-
chen Erläuterungen insgesamt 286 Merkmale für jede hessische
Gemeinde, und zwar aus den Bereichen:

Gebiet und Bevölkerung

Fläche am 1.1.1999 — Wohnbevölkerung insgesamt sowie deut-
sche und nichtdeutsche Bevölkerung am 31.12.1999 — Natürli-
che Bevölkerungsbewegung und Wanderungsbewegung 1999

Beschäftigung

Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Arbeitnehmer insge-
samt, beschäftigte ausländische Arbeitnehmer und Beschäftigte
in beruflicher Ausbildung am 30.6.1998

Landwirtschaft

Landwirtschaftliche Betriebe im Mai 1999 nach Größenklassen
der landwirtschaftlich genutzten Fläche — Bodennutzung in den
landwirtschaftlichen Betrieben 1999 — Rindvieh- und Schweine-
haltung am 3.12.1999 — Flächennutzung 1997

Verarbeitendes Gewerbe

Betriebe und Beschäftigte im September 1999 nach Hauptgrup-
pen

Bauwirtschaft

Bauhauptgewerbe im Juni 1999 — Baugenehmigungen und
Baufertigstellungen 1999, Bestand an Wohnungen und Wohn-
gebäuden am 31.12.1999

Verkehr

Fremdenverkehr und Straßenverkehrsunfälle 1999

Finanzen und Steuern

U. a. Einnahmen, Ausgaben, Schuldenstand und -tilgung, Steu-
ereinnahmen, Realsteueraufbringungskraft und Realsteuerhebe-
sätze 1999 — Finanzausgleich 1999 — Personalstand am
30.6.1999 — Ergebnisse der Lohn- und Einkommensteuerstati-
stik 1995 sowie der Umsatzsteuerstatistik 1998

Sämtliche Daten sind auch für das Land Hessen, für die Landkrei-
se und die Regierungsbezirke sowie für den Umlandverband
Frankfurt, den Rhein-Main-Ballungsraum und den Zweckverband
Raum Kassel nachgewiesen. Ein alphabetisches Verzeichnis der
Gemeinden erleichtert die Benutzung.

W 86
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Zu beziehen über den Buchhandel oder direkt vom
Hessischen Statistischen Landesamt, 65175 Wiesbaden

Telefon: 0611/3802-951 . Fax: 0611/3802-992
E-Mail: vertrieb@hsl.de . Internet: www.hsl.de
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